Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1046 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Oktober 1966 

II 4 — 52105 —5821/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 18. April 1966 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Griechenland zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung bei den Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen sowie bei der 
Gewerbesteuer 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Abkommens in deutscher, griechischer und eng- 
lischer Sprache sowie einer Denkschrift zu dem Abkommen 
liegen diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Oktober 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bundcsdiuckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 18. April 1966 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie bei der Gewerbesteuer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
vates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel l 

Dem in Athen am 18. April 1966 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Griechenland zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung 
der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen sowie bei der Ge- 
werbesteuer wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Die Verordnung zur Beseitigung von Doppel- 
besteuerungen auf dem Gebiet der direkten Steuern 
im Verhältnis zu Griechenland vom 15. Juni 1944 
(Reichsgesetzbl. II S. 47) wird mit Wirkung vom In- 
krafttreten des Abkommens an aufgehoben. Die 
Verordnung ist letztmals auf Steuern anzuwenden, 
die für das Kalenderjahr 1963 erhoben werden. 


(2) Soweit sich auf Grund des A.bsatzes 1 Satz 2 
dieses Artikels oder auf Grund des Artikels XXIII 
Abs. 2 des Abkommens für die Zeit bis zum Beginn 
des Jahres, in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei 
der jeweiligen Steuerart insgesamt eine höhere Be- 
lastung ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften 
vor Inkrafttreten des Abkommens bestand, wird der 
Steuermehrbetrag nicht erhoben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel XXIII Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung des Bundes- 
tages, weil sich das Abkommen auf Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie auf die Ge- 
werbesteuer und damit auf Gegenstände der Bun- 
desgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung des Bun- 
desrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundge- 
setzes erforderlich, weil das Aufkommen aus den 
vom Abkommen betroffenen Steuern gemäß Arti- 
kel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den 
Ländern und den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ersetzt von dem in Artikel XXIII 
Abs. 2 des Abkommens festgesetzten Zeitpunkt ab 
die bisher in beiden Ländern bestehenden, auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit erlassenen naliona- 
len Rechtsvorschriften zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der direkten Steuern. 
Absatz 1 hebt die dazu auf deutscher Seite ergangene 
Verordnung zur Vermeidung von Doppelbesteue- 
rungen auf dem Gebiet der direkten Steuern vom 
15. Juni 1944 (Reichsgesetzbl. II S. 47) mit Wirkung 
vom Inkrafttreten des Abkommens an auf und 
stimmt letztmalige Anwendung der Verordnung und 
erstmalige Anwendung des Abkommens auteinan- 
der ab. 

Nach der 1963 vereinbarten Abkommensregelung ist 
das Abkommen erstmals auf Steuern anzuwenden, 
die lür das Kalcmderjahr 1964 erhoben werden. Da 
das Abkommen wesentliche Verbesserungen bringt, 
soll es dabei verbleiben, obwohl das Abkommen 
entgegen den ursprünglichen Erwartungen der Ver- 


handlungsdelegationen erst am 18. April 1966 unter- 
zeichnet werden konnte. In besonders gelagerten 
Einzelfällen kann nach dem Abkommen aber die 
Gesamtbelastung an deutscher und griechischer 
Steuer höher sein, als nach den bisherigen Rechts- 
vorschriften. Um die Rechtsstellung des Steuerpflich- 
tigen nicht rückwirkend zu verschlechtern, sieht Ab- 
satz 2 vor, daß in solchen Fällen eine etwaige 
deutsche Mehrsteuer nicht erhoben wird, soweit ihr 
nicht eine Entlastung an griechischen Steuern gegen- 
übersteht. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch im Land Berlin Anw(m- 
dung finden: das Gc'setz euthält daher die ülüiche 
Berlin-Klauscd. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 entspricht dtai Lrlordeinissf'u d(\s Arti- 
kels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach .Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel XXIII Abs. 2 in Krall 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt/ugeben. 

Durch das Abkommen werden sich die SleiKu (un- 
n ahmen des Bundes, der Lander und der Gemeinden 
gegetuiber dem Rechtszustand nach den zur Zeit gül- 
tigen Vorschriften mindern. Dem stehen jedoch 
Mehreinnahmen gegenüber, weil in gewissen Fällen 
die bisher eingeräumten Ermäßigungen der deul 
sehen Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bis- 
herigen Höhe zu gewähren sind. Das sich daraus er- 
gebende Mehr- oder Minderaufkommen wird in je- 
dem Fall für den öffentlichen Gesamthaiishalt unbe- 
deutend sein. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung 
der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

sowie bei der Gewerbesteuer 

SYM«i*ftNIA 

{jLexa^u 'OpooTTÖviou Ay)p,oxpaTia^ Fepp-avia^ xai toö BaoiXeiou 

'EXXaSoc; Kcpi aKocpuy^? xrjt; SinX/j^ cpopoXoYiac; xal ötKOxpoTt^^ xtj? cpopoSiacpu- 
€v ax€a€i rrpö^ xov cpöpov €ioo5iQp,axo^, xecpaXatou xoi xoO cpopou eKixyj- 

5eu(j.axo^ 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the Kingdom of Greece 

for the Avoidance of Double Taxation and the Prevention 
of Fiscal Evasion with respect to Taxes on Income and Capital 

and to the Trade Tax 


DER PRÄSIDENT DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER 
KÖNIG VON GRIECHENLAND, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, 
bei den Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen sowie bei der Ge- 
werbesteuer die Doppelbesteuerung zu 
vermeiden und die Steuerverkürzung 
zu verhindern, 

SIND UBEREINGEKOMMEN, das 
folgende Abkommen zu schließen. Zu 
diesem Zwecke haben sie zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 


Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland: 

Herrn Oskar Schütter, 
Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in Athen, 

Seine Majestät 
der König von Griechenland: 

Herrn Theocharis Rendis, 
Staatssekretär im Königlich 
Griechischen Außenministerium. 


Die Bevollmächtigten haben nach 
Mitteilung ihrer in guter und gehöri- 
ger Form befundenen Vollmachten 
folgendes vereinbart: 


'O llpoc^po? ty;:; Ar/j.o- 

zpaTiac TYji; r£p[jt,avLa:; xal 

'H Autou M£Y 0^^'St'6TY;(: 6 BaaiXsu; 

TWV *E>.XYjVCOV. 


tt/; arrocpuyT^v 

(popoXoyla:; xal tyjv aTTOTpOTT'J^v ttJi; 
9opoSia9UYric ayiiati T^pbq töv 96pov 
ilaoSYjjjiaToc, tov 96pov x£9aXalou xal 
Tov 96pov £7:t.TY]S£up,aTOi; aov£9(öVY]aav 
OTTCöc aova'.|icoaL ty^v axoXooOov ao|j.9ov 
viav. 

Tlpo^ TOV axo-ov toOtov coptaav 6ic 
-Xr^p^iooaloo:: tcov : 


'() ’ikv llpoc^poc tX^c 'O'jLoa-dvSoo 
A'/][xoxpaTLa; TYjc Fspaavla:; tov x/'Oaxap 
LiXiTcp, npsaßtOT'r^v tX^c 'CaoaTTOvSoo 
Ar^uoxpaTtac: tX,c Fcrpaavtac. zv ’AClyvai:. 


UI A.M. 6 BaaiXsoc tUv *EXa7^v(ov 

TOV X. 02 :o/ap'/;v P£vt'/;v, ' V 90 — onpYov 
£r:l T(ov ’EiroTTpvxtöv. 


Ol £v XoY^ü — XYpsioöa'-O!, xolvottoi-/;- 
ay-VT^:: -po; aXX'/;Xov:; Ta V/.^piiodaia 
y'!)TC)V ypy.a'iy.'T'x, sopovTST TauTy £v 

arroX’jTCp Td;TC <TovT9cV//;aav rd xaTCoOi,; 


THE PRESIDENT OF THE 
FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 
and 

HIS MAJESTY 

THE KING OF THE HELLENES, 

DESIRING to avoid double taxation 
and to prevent fiscal evasion with 
respect to taxes on income and Capi- 
tal and to the trade tax 


HAVE AGREED to conclude the fol- 
lowing Agreement. For that purpose 
they have appointed as their pleni- 
potentiaries: 


The President 

of the Federal Republic of Germany: 
H. E. M. Oskar Schütter 
Ambassador of the Federal Republic 
of Germany. 

His Majesty the King of the Hel lenes: 

H, E. M. Th. Rendis 
linder Secretarv of State. 


The plenipotenUaries, having com- 
inunicated to one another their full 
powcrs, found in good and due form, 
have agrecd as follows: 
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Artikel I 

( 1 ) Steuern im Sinne dieses Ab- 
kommens sind: 

1. in der Bundesrepublik Deutsdiland: 

die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuei , 

die V'ermögens teuer und 

die Gewerbesteuer 

(im folgenden als „deutsche Steuer" 

bezeichnet) ; 

2. im Königreich Griechenland: 

die Einkommensteuer der natür- 
lichen Personen und die Einkom- 
mensteuer der juristischen Per- 
sonen 


(im folgenden als „griechische 
Steuer" bezeichnet). 

(2) Dieses Abkommen gilt auch für 
alle Steuern gleicher oder ähnlicher 
Art, die künftig neben den bestehen- 
den Steuern oder an deren Stelle er- 
hoben werden. 


Artikel II 

( 1 ) Soweit der Zusammenhang nichts 
anderes erfordert, gilt für dieses Ab- 
kommen folgendes: 

1, Der Ausdruck „Steuer" bedeutet 
je nach dem Zusammenhang die 
deutsche Steuer oder die griechi- 
sche Steuer. 

2. Der Ausdruck „Person" umfaßt 
natürliche Personen und Gesell- 
schaften. 

.3. Der Ausdruck „Gesellschaft" be- 
deutet eine juristische Person oder 
einen anderen Rechtsträger, der 
nach dem Recht der Bundesrepu- 
blik Deutschland steuerlich als ju- 
ristische Person behandelt wird, 
und einen nach dem Recht des 
Königreichs Griechenland errichte- 
ten Rechtsträger. 

4. (a) Der Ausdruck „eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person" 
bezeichnet eine Person, die 
nach dem Recht dieses Staates 
dort auf Grund ihres Wohn- 
sitzes, ihres ständigen Aufent- 
haltes, des Ortes ihrer Ge- 
schäftsleitung oder eines an- 
deren ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist. 

(b) Ist nach Buchstabe (a) eine 
natürliche Person in beiden 
Vertragstcidten ansässig, so gilt 
folgendes: 

(aa) Die Person gilt als in dem 
Vertiagstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige 


A p 0 p 0 V 1 

(1) (Ji 'j-ayogeVOL zlz t^v rapo'jaav 
G'jfjupcovtxv cpopoi zlvy.i ; 

l.’Ev 7<7> BxoiAstco T7;r o 

(popoq sLGoSrjgaToc sttI cp'jaLxGv rrpo- 
ocoTTCov y.y.l 6 96 poc siooSrgjLaTop irzl 
voue/.ojv TTpOGor-wv (xakobuzvAi 793 :- 
,,'Eaa7;vlzo; 9opo;”). 


2. ’Ev ty; '( IgoaTTovSco A/^v.ozp'/TLa o 
96907 ziGoSr^'xyLTo:. 6 96p07 sra'.pwov, 
6 96p07 'z:E:9aAa(o’j, 6 96 por z—iTf,- 
(^E’juaTo; (viaXo6;x£voi ,. 96 poi 

TTjp 'OuooTTOvi^o'j u.o'/ipaTr/.p ). 


(2) 'II -Y.pooGa a'j;/9(ijv(7. E9ap7.67:^- 

771 ETTirryp xal ETTL 7rXV767 OOOtO'J 7, 
o’ja'w<5co7 Trapo'AOlO'; 96 pou EmßAy ()'/;- 
(TouEVO'j Em 7 :poG 6 £ 7 («): y hni 7 (ov 69 ',- 
(777;jl£vcov 96 POV, 


'ApOpov II 

(1) E»; 7rp; -y.poOaav G’jgxpovh/v. 

EX 767 E7V y/JXoz 70 XEO/Evov oc’lv/; : 

1. 'G öpo 7 ,, 96 po 7 '' G^gyivEi 76 96 pov 
7r,7 'Ogoa“6vSoo Ar/gozp77t77 7r,r 
EEpgaviap r, 76v eaa^vixov 96007 . 
o3r 70 xeÜaevov h^'Cizi. 

2. '0 opop ,,TTp6Gcor:ov" ropiAy’rßyvo'. 
77 i(70g7. '/. 7 I 777 E77'.pl77. 

3. '0 öpop ,.E77!.pl7 0^0,71701 “7077 

kry.ipiy.y y “77 vogexov “poocoirov 
Suvygsvov 90 poXoYLXo 6 c oxorroor 

77 OoCOpr^Oy 6)7 £:77.!.pL7 0079(1)7(07 

“pop 70'J7 v6uo'j 7 7Y)7 'OgoG7:6vSoo 
AT,U0Xp77L77 7‘^7 Tzp[Xy.vly.C X7l 7007 
760007 700 By.G'AELOO 7^7 'EaA7^07. 


4. ( 7 ) 'O 6p07 .,Z770eX07 0707 EX 7(oV 
liu|jLß7AAO!/.E7C07 Kp77(0v' Gf/iyi- 
VEt 7177 TTpOCCOTTTOV OTTEp, OO|J.9C0V(07 
“pOE 7007 vogooc 700 EV XovCj 
K p77007, 6716 x 01771 EL7 90 p 0 A 0 - 

ylaV EV 7(0 Kp77£l 7007(0. Xoyc) 
X77ÖLX177 700. Biy.'JJjVT^C. £Sp77 

^ioix7;g£( 07 y 7 XX 00 77po;jLoloo 

Xp'7yp(00. 


A r t i c 1 e I 

(1) The taxes which are the subject 
of this Agreement are: 

1. in the Federal Republit of Ger- 
mariv ; 

the Einkommensteuer (iiicome tax), 
the Körperschaftsteuei (Corporation 
tax), 

the Vermögensteuer (capital tax) 
and 

the Gewerbesteuer (trade tax) 
(hereinafler referred to as " Federal 
Republic tax"); 

2, in the Kingdoni ot Greece: 

the income tax on natural persons 
(Einkommensteuer der natürlichen 
Personen) and 

the income tax on legal persons 
(Einkommensteuer der juristischen 
Personen) 

(hereinafler referied to as “Greek 
tax"). 

(2) This .Agreement shall also ap- 
ply to anv identical or substantially 
similar taxes which are siibsequently 
imposed in addition to, or in place of 
the existing taxes. 

,A j' t i (■ I e 1 1 

(i) ln this .Agreement, unless Ihe 
(ontexl olherwise requires: 

1. The leim "tax" ineans Fedeial Rt'- 
public tax or Greek tax, as the 
context reguiri's. 

2. The terni "person" iru Indes indi- 
viduals and Companies. 

3. Tlie terin "conipaiu " means am 
büdv corporate, any entity which 
is treated as a body corporate for 
tax purposes under the law-s of 
the Federal Republic of Germany 
and any legal entit\ established 
under the laws of the Kingdom of 
Greece. 

4. (a) The term "resident of a. Con- 

tracting State" means any per- 
son who, under the law of that 
Stale, is liable to taxation 
therein by reason of bis domi- 
cile, residence, place of man- 
agement or an\ other similar 
c riterion. 


(ß) 'E 77 X777 777 6l777E£!.7 77,7 TTCA- 
7y/0u;i.£7y7 77p7Yp790'J 770g67 

71 7'JY/A-'v'Y X7701.X07 a;j.907£p(07 
7 (0 7 A ’J U. ß aX>. 0 fJl £ V (0 7 K C 7 7 (6 7 

£97pu6i^0V77l Ol £Tr6;jL£V0'. X7767£7; 

( 77 .) Da 6£(0pr’77!, (0 7 X770LX07 777 
XufJlßaXoUSVO'J Kp77077 £V 
7(0 670t(0 'iyzi £17 77^7 ^t70£- 


(b) Wheie b\ rc’ason of the provi- 
sions of the preceding Para- 
graph an individual is a resi- 
dent of both Contracting States 
the following rules shall appl> ; 
(cia) He shall be deemed to be 
a resident of the Con- 
tracting State in which he 


5 



Drucksache V/1046 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Ver- 
tragstaaten über eine stän- 
dige Wohnstätte, so gilt 
sie als in dem Vertrag- 
staat ansässig, zu dem sie 
die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Be- 
ziehungen hat (Mittel- 
punkt der Lebensinteres- 
sen). 

(bb) Kann nicht bestimmt wer- 
den, in welchem Vertrag- 
staat die Person den Mit- 
telpunkt der Lebensinter- 
essen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Vertrag- 
staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat an- 
sässig, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 

(cc) Hat die Person ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in 
beiden Vertragstaaten 
oder in keinem der Ver- 
tragstaaten, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat an- 
sässig, dessen Staatsange- 
hörigkeit sie besitzt. 

(dd) Besitzt die Person die 
Staatsangehörigkeit beider 
Vertragstaaten oder kei- 
nes Vertragstaates, so re- 
geln die zuständigen Be- 
hörden der Vertragstaaten 
die Frage in gegenseiti- 
gem Einvernehmen. 

(c) Ist nach Buchstabe (a) eine Ge- 
sellschaft in beiden Vertrag- 
staaten ansässig, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat ansässig, 
in dem sich der Ort ihrer tat- 
sächlichen Geschäftsleitung be- 
findet. Dasselbe gilt für Per- 
sonengesellschaften und andere 
Personenvereinigungen, die 
nach den für sie maßgebenden 
innerstaatlichen Gesetzen keine 
juristischen Personen sind. 


5. Der Ausdruck „deutsches Unter- 
nehmen" bezeichnet ein gewerb- 
liches Unternehmen, das von einer 
in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässigen Person betrieben wird, 
und der Ausdruck „griechisches 
Unternehmen" ein gewerbliches 
Unternehmen, das von einer im 
Königreich Griechenland ansässi- 
gen Person betrieben wird; die 
Ausdrücke „Unternehmen eines 
Vertragstaates" und „Unterneh- 
men des anderen Vertragstaates" 
bezeichnen je nach dem Zusam- 
menhang ein deutsches oder ein 
griechisches Unternehmen. 

6. Der Ausdruck „gewerbliche Ge- 
winne" umfaßt auch die Mieten 


aiv TO'j [jlovluov xaToixiav. 
’Eav 'iyr^ sU —r.v SiaGscH too 
uovifcov xxToiyiav zic, aa 96 - 

Tspoc Ta Sup-ßa>A6uLsva Kpa- 

TT;, Oa Oscop/^Ta!. cbg xaTOLxo:: 

Toü — oußaXXofjLSVO'j KpaToo; 
iy.zlvo'j asTa tou otzoIo'j guv- 
SizTOLl GT£Vc!)T£pOV TTpOGCOTTL- 
zoip xal OLXOVOpLLXO)^ (xSVTpOV 
t (0 TlXeoV G'J |JL9£p OVT W V ) . 


(ßß) ’Eav TO E'jaßaXX6!j!.£vov Kpa- 

TO:; cU TÖ OTTOLOV zyzi TO 
XSVTpOV ToSv sC^TCXCOV TOU 

O'ja9£p6vT0.)v §£V SuvaTai. va 
xaÖopLGO'fi r] sav Skv SiaÖsT/^ 

UOVLtJLOV XaTOLXiaV £V £X 

Ttov ä'jo S’jfjißaXXoijLsvcov 
KpaTcov (3a Öscopr^Tat W(; xa- 
TOlXOt; £X£LVOU TOÜ SuplßaX- 
Xo!j.£VO'j KpaTOuc Iv tco 
OTToicp iyzi o'jvrßr^ 8'.a;j,ov7;v. 


(YY) ’Eav £‘/Y gov7;üy to-ov äia- 
[jLOv/jt; ziq aiJL 9 dT£pa Ta iSuu- 
ßaXXousva Kpaxig y] e’c; oüSsv 
^ aoTOJV 6 a üscupT^Ta!, w;; 
xaTOixoi; toü SufxßaXopievou 
KpaTO’j^ TOÜ OTTOLOU Tj^yoLyzi 
Ü7ty;xooc. 


(«^«5) ’Eav zlvoLi 'jTzry/.OQq> arji90T£- 
pwv TCVV I]u[J.ßaXXO|J.£VCOV 
KpaTwv y; oüSsvoq z^ auTcov, 
al apaoStoi ap/al tojv Sug- 
ßaXXouL£VO)v KpaTwv 6a arro- 
9aGi^coGiv £t:1 toü ^r^TYiJ-aTor 
SC dpLoißaiap GUfjL9covLa!:. 


(y) ’Edv xaTd Ta^ SLaTapsip toü rrpo- 
ry{0'j[xiwo'j iSoL^io'j (a) sTaipia -ic 
zlvoLi yAzoiy.oc, da 90 T£p(ov Ttov 
ÜuußaXXo'jLSvtov KpaTcov 6d 6£cv- 
p7;Tai co:: zyo'jay. xaTOLxiav ziz 
zyzXvo TO E'jaßaXXouEVov KpdcToc 
SV Tfp OTVoio) ü— dpysf, zSpy. t^i: 

TTpav'jLaTCXY? Siovy/r^GZioc, aÜTY;. 

'II aÜTT^ SiaTa^ic; Öd £9ap;j,6^YTa!, 
sttI 7:poGo:)77!,xo)V sTaipuov xal 
dXXr,^ uop9T^? STaLpuov, al'T'.vs; 
a'ju.9d)voic Trpo:: t7;v ’EÖvixyv No- 
uoÖsGiav 0770 Tr,z OTTOtas SUzovzyx 
Sz\> sivai vouixd rrpOGcvTra. 

5. Ol opoi ,,zr:iyzlpr,aic tt^:; '0[jiog7:ov- 
§00 A^uoxpaTLa;” xal .,'EXX'/;vcxy 
Z7:lyzipr^alc,'' G^ualvooGiv avTiGTOL- 
yoic ß'.ou'Y/av'.xYv y ^[XTzopiyryj stti- 
'/slpr,Giv Y spYaGLav ^iscaYOUsv^v orro 
xaTolxoo TT^s '(üuoGTTOvSoo A'/^uoxpa- 
-iy.z ty; I’spuavla^ xal ßiouY7.^''^'‘'^'V‘' 
Y cUTOp'.XYv sTTC/slpYcnv y 
§ispaYo;xsvYV oto xaTolxoo too 'EX- 
XyVIXOO BaG!.XsLOO, ol §S OpOl ,,S77!.- 
yslpY^'.; svop sx tcov — oo.ßaXXoo.6;cov 
IvpaTWV” xal ,,£7rLy£LpYT!,p too STSpOO 
— oo.ßaXXousvoo IvpaToos” GYO.alvoo- 
G'.v sTTiyslpY'jej tys 'Oo.og— ov§oo Ay- 
uoxpaTias y 'EXXyvcxyv sTrc/slpYT'.v. 
w; TO xslosvov opl^su 


ß. 'O opo; ^C-jVj'LTjyMv/.yi xal so.7:op'/xd 
xsp§Y'’ TTSp'/Aaußdvs!, o.iGÖcoo.aTa xal 


has a permanent liome a- 
vailable to him. If he has 
a permanent home avail- 
able to him in both Con- 
tracting States, he shall 
be deemed to be a resi- 
dent of the Contracting 
State with which his per- 
sonal and economic rela- 
tions are dosest (centre 
of vital interests); 

(bb) il the Contracting State 
in which he has his centre 
ol vital interests cannot 
be determined, or if he 
has not a permanent hoine 
available to him in either 
Contracting State, he shall 
be deemed to be a res- 
ident of the Contracting 
State in which he has a 
habitual abode; 

(cc) if he has a habitual abode 
in both Contracting States 
or in neither of them, he 
shall be deemed to be a 
resident of the Contract- 
ing State of which he is a 
national; 

(dd) if he is a national ol both 
Contracting States or of 
neither of them, the com- 
petent authorities of the 
Contracting States shall 
determine the question bv 
mutual agreement. 

(c) Where by reason of the pro- 
visions of the preceding sub- 
paragraph (a) a Company is a 
resident of both Contracting 
States then it shall be deemed 
to be a resident of the Con- 
tracting State in which ils 
place of effective management 
is situated. The saine Provision 
shall apply to partnerships and 
associations which under the 
national laws by which they 
are governed are not legal 
persons. 

5. The terms "Federal Republic enter- 
prise" and "Greek enterprise" 
mean respectively an industrial 
or commercial enterprise or under- 
taking carried on by a resident of 
the Federal Republic of Germany 
and an industrial or commercial 
enterprise or undertaking carried 
on by a resident of the Kingdom 
of Greece; and the terms ''enter- 
prise of a Contracting State" and 
"enterprise of the other Contract- 
ing State" mean a Federal Re- 
public enterprise or a Greek enter- 
prise, as the context requircs. 

6. The term "industrial and commer- 
cial Profits" includes lents and 
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und Lizenzgebühren für kinemato- 

graphische Filme. 

7, (a) Der Ausdruck „Belriebstätte" 
bedeutet eine teste Geschäfts- 
einrichtung, in der die Tätig- 
keit des Unternehmens ganz 
oder teilweise ausgeübt wird. 

(b) Als Betriebslätten gelten ins- 
besondere: 

ein Ort der Leitung, 
eine Zweigniederlassung, 
eine Geschäftsstelle, 
eine Fabrikationsstätte, 
eine Werkstätte, 
ein Bergwerk, eij) Steinbrudi 
oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschät- 
zen, 

eine Bauausführung oder Mon- 
tage, deren Dauer zwölf Mo- 
nate überschreitet. 

{(') Als Betriebstätten gelten nicht; 
Einrichtungen, die ausschließ- 
lich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern 
oder W'’aren des Unternehmens 
benutzt werden; 

Bestände von Gütern oder 
Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

Bestände von Gütern oder Wa- 
ren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbei- 
tet oder verarbeitet zu werden; 
eine feste Geschäftseinrichtung, 
die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für 
das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Infor- 
mationen zu beschaffen; 
eine feste Geschäftseinrichtung, 
die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für 
das Unternehmen zu werben, 
Informationen zu erteilen, wis- 
sensdiaftliche Forschung zu be- 
treiben oder ähnliche Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbe- 
reitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen. 

(d) Ist eine Person — mit Aus- 
nahme eines unabhängigen 
Vertreters im Sinne des Buch- 
staben e — in einem Vertrag- 
staat für ein Unternehmen des 
anderen Vertragstaates tätig, 
so gilt eine in dem erstgenann- 
ten Staate gelegene Betrieb- 
stätte als gegeben, w^enn die 
Person eine Vollmacht besitzt, 
im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und 
die Vollmacht in diesem Staate 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, 


<^i/-au');Z7.Ta '/.IV/; vaTovpa- 

Qi'/a:: raeZac. 

7. (a) T) opoc ..g-oviuor h'y.y.'Z'kaTy.niz 
a/;;jiaivsi. '/aOcop!.<T;rfv/;v STravysA- 
liyriy/r-v o-ou cd 

zpvyr^iy.i krziyzipr.aeoiC Hiz- 

idyovTai iv o/uo r, £V [lipz'.. 

{■p) EL(^'./<oT£pov '/; ij/jviiifjz hryyr.y- 

(TTaCTCp 7T£pLAy/Jlßy.V£!. : 

“ s^pav 5 io'////;c7£Co; 

- ÜTrO’/aTdaT'/;ua 
^{py.apzXw 

- spYoarda'/jv 

- zpyyaTr^pwJ 

' UpU‘/£iOV. XaTOJACLOV OtAAOV 

Torrov zy.'iz'yjjx'jüzioz (poac/dov 

TTOpCOV. 

- TOTTOV oi'/-0^0!A'/,a£<:op Y 

ayz'yry) /; Ipyaa'lav o-’jvappLOAo- 
'{■'r^azoic svzaTaGTdcrsrcov Siap- 
yziy.z ttasov to)v 1 - u/;vcov. 

'(,) opor ..[jjyji'i'jz zyy.yTya^yrsiz ' 
^zv OscopoiTa!. Oiz TT^piAaußdvcov : 

~ zryj ypr^ai[ior:oir^(^iv zyyyzy- 
rjTaazcov Trpoop'Aousvcov [jiovov 
xTjV d-o 6 '/;/£'ja'/A s’/Ösctiv y 
—ypySoaiv ayaOcov r, sjjLTropsu- 
uctTcov dv'/;'/ovT(ov rryj zr:i- 
yzipyfyiv. 

T'/;v SiyzypycjL'j yrzodzu-y-oz dyc/.* 
Od)V y; l:u 7 ropö'j;j.dTcov dvrp/ 6 - 
v-cj'j zlz 'Tryj zTriyzipycnv drro- 
yXzKJZiyüc rzpoz tov a'/o-ov 
yT:odyyE'jGZ(oz. zyOzfyzoz y -z- 
pa^oCTsrojp. 

- Tr,v SiyTypyrjiv drcoOiuarop 
dyaOtöv v; £;jirop£'juccT(Ov avy- 
/ovTcov zlz Tyv ziriyzipr^Gi'^ 
yrzoxlziGTLy.^z rzpoz tov a'/orröv 
sTTScspyacLap vrro zzipyz zttl- 
'/cip'/jascoc. 

- TVjv Siyzr^pyaiy •/afkopio't/.ivyr 

z TTayysXpiaTC/.'^ c zyyyzya^y- 
accop d770XA£'.-cyTt,'/u>p :rp 6 c töv 
G'/OTTOv dyopdp dyaöcov r^ £[x“o- 
p£’ju7.TCL>v auy/svTpcoasrcoc 

7 :X'/;p 09 opL( 7 )V Sid Tyv zr,iyzipy- 
aiv. 

-- T'/;v 6 L 7 T 7 ;p'r^cTLV /,aOcop!.ag.£V'/;p 
z t: ay y sX ja a t ixr^ p sy/araaTa- 
aswp d 7 TOxX£taT!,/,d)p rrpop tov 
axoTtöv Si79'/;uLcrcCoc, -apo/Tjc 
7rX'/;po90pLc7)v, £CTLaT'/;[A0VL/7ic 
spsüv'/;? 7] 7 uapo[AOLcov svspysiciv 
cd oTTotat, syouv TupoTrapaazsua- 
oTixov Yj l: 7 rt.ßo'/; 0 '/;Tix 6 v yy.py.- 
'/TYipa S'.d ty;v sT'.ysfpY^cnv. 

( 8 ) llpoacoTüov svspyouv. zlz sv k/. 
tc 7 >v HujxßaXXofAsvcov Kparcov, kir' 
ovogax!. l7T!.)/£:ip'/;a£:cop xivop xoü 
£T£pOU SujAßaXXojJLSVOU Kpdxouc 
“ ttX-^v TTpdxTopoc dv£5apT-/;TO'j 
£ 9 ’ o'j £ 9 ap[A 6 ^£Tai t 6 £5d9(.ov s' - 
6d ÖEcopyjxat cbp 'iyov ptovgAov £y- 
xaTdaxaaiv zlq xo Trpwxov Kpdxop, 
xo dva9£p6[A£vov kv xoj Trapovxt, 
£Sa 9 fcp, £dv zyji IpouCTtoSoxYjCJiv 
xal aov/]6cop svaaxf^ xaüxYjv £V xcp 
£V Xoycp Kpdx£t TTpoc aüvatJ/Lv aujx- 
ßdascop £7r’ ovogaxi x^p zTZiyzipr^’ 
a£C)c, £xx6p sdv 7; Spdaic xoo 
r:£pL0pLw£X7t, £tp X7;v dyopdv dya- 


royaltjes in respect of cinemato- 

graph films, 

7. (d) The lerm "permanent estab- 
lishment" means a fixed place 
of business in which the busi- 
ness of the enterprise is whollv 
or partly carried on. 

(b) A permanent establishment 
shall include espccially: 

a place of management; 
a brauch; 
an Office; 
a factory; 
a workshop; 

a mine, quarr v or other place 
of extraction of jiatural re- 
sources; 

a building sile or construction 
or assembly project which 
exists for more than twelve 
months. 

(( ) The term "permanenl estabhsh- 
ment" shall not he deemed lo 
include: 

the use of facilities solely for 
Ihe purpose of stoiage, display 
ordelivery of goods ormerchan- 
dise bolonging to the enter- 
prise; 

the maintenance oi a stock of 
goods or mcrchandise belong- 
ing to tlie enterprise solely for 
the purpose ol stoiage, displax 
or deliverv ; 

the maintenance oi a stock of 
goods or merchandise belong- 
ing to the enterprise solelv for 
the purpose ot proressing bv 
another enterprise; 

the maintenaiue ot a fixed 
place of business solely tor the 
purpose of purchasing goods 
or merchandise, or foi collect- 
ing information, for the enter- 
prise; 

the maintenance of a fixed 
place of business solely for 
the purpose of advertising, for 
the supply of information, for 
scientific research or for sim- 
ilar activities which have a 
preparatory or auxiliary char- 
acter, for the enterprise. 

(d) A person acting in a Contract- 
ing State on behalf of an enter- 
prise of the other Contracting 
State — other than an agent of 
an independent Status to whom 
sub-paragraph (e) applies — 
shall be deemed to be a per- 
manent establishment in the 
first-mentioned State if he has 
and habitually exercises in that 
State an authority to conclude 
contracts in the name of the 
enterprise, unless his activities 
are limited to the purchase of 
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daß sich ihre Tätigkeit auf den 
Einkauf von Gütern oder Wa- 
ren für das Unternehmen be- 
schränkt. 

(e) Ein Unternehmen eines Ver- 
tragstaates wird nicht schon 
deshalb so behandelt, als habe 
es eine Betriebstätte in dem 
anderen Vertragstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch 
einen Makler, Kommissionär 
oder einen anderen unabhän- 
gigen Vertreter ausübt, sofern 
diese Personen im Rahmen 
ihrer ordentlichen Geschäfts- 
tätigkeit handeln. 

(f) Allein dadurch, daß eine in 
einem Vertragstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Ge- 
sellschaft beherrscht wird, die 
in dem anderen Vertragstaat 
ansässig ist oder dort {ent- 
weder durch eine Betriebstätte 
oder in anderer Weise) ihre 
Tätigkeit ausübt, wird eine der 
beiden Gesellschaften nicht zur 
Betriebstätte der anderen. 

8. Der Ausdruck „Ruhegehalt" be- 
zeichnet regelmäßig wiederkeh- 
rende Vergütungen, die für frühere 
Dienstleistungen oder zum Aus- 
gleich von Schäden gewährt wer- 
den, 

9. Der Ausdruck „Rente" bezeichnet 
einen bestimmten Betrag, der re- 
gelmäßig zu festgesetzten Zeit- 
punkten lebenslänglich oder wäh- 
rend eines bestimmten oder be- 
stimmbaren Zeitabschnitts zahlbar 
ist. 

10. Der Ausdruck „zuständige Be- 
hörde" bezeichnet auf seiten des 
Königreichs Griechenland das Fi- 
nanzministerium, auf seiten der 
Bundesrepublik Deutschland den 
Bundesminister der Finanzen. 

(2) Bei der Anwendung dieses Ab- 
kommens in einem Vertragstaat hat 
jeder Begriff, der in diesem Abkom- 
men nicht bestimmt worden ist, die- 
selbe Bedeutung wie in den in diesem 
Staat geltenden Gesetzen, die sich auf 
Steuern im Sinne dieses Abkommens 
beziehen, falls der Zusammenhang 
keine andere Auslegung erfordert. 


Artikel III 

(1) Gewerbliche Gewinne eines Un- 
ternehmens eines Vertragstaates kön- 
nen nur in diesem Staate besteuert 
werden, es sei denn, daß das Unter- 
nehmen in dem anderen Vertragstaat 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte ausübt. übt 
das Unternehmen in dem anderen 
Staat eine gewerbliche Tätigkeit durch 
eine dort gelegene Betriebstätte aus, 
so können die Gewinne in dem ande- 


Owv Zj l;jL::op£'ja,aTcov 5ia tt/; £-i- 


(t) 'E-iyzi^r^a<.c kvb;; ky. tcTjv IÜ’ju- 
ßaXXog.£vcov KpaTwv §£v Osopst- 
rai 63:; syouaa uovluov ly/caTa- 
aTaG!,V zlc TO £T£pOV ü'JfJlßaXÄO- 
fjLsvov KpocTO^ aTrXeo; xal govov 
z-l TCO Xoycp 6 t' ^izz^''(zi spyacTLa^ 
zIq t 6 £T£pov ToÜTo KpaTo; Sta 
usaiTO'j, ysvLxo'j avTi-poaco-ou 
IttI -pogyOcia, y) aXXou ^vz'^y.pTr^- 

TOU TTCaXTOpOC, £ 9 ’ OGOV O’JTOi 

£V£pyouaLV ev tc 73 TrXatoicp 
G'jvrfio'jq SpaGT'/]p!. 6 T 7 ]T 6 p tcov. 

(ot) T 6 y£yovo^ oti sTaipia Ttp £lvai 
xaTotxoc Tou zvbq £x twv liuußaX- 
Xog.£v<jL)V KpÄTWV xal zXiyyzi ‘q 
£X£yx£Tai ut:6 £Tatpia(;, ^tic £lvai 
xdTOLxoc; Toü £T£pou üugßaXXo- 
ü.£vou KpdcTouc; St£ 5 dy£t, £pya- 
(siyq £vt 6 (; toü £T£pou toütou Kpd- 
TOUQ (£ 1 't£ SlOC pLOvlpLOU ZyxXZOi- 
aTda£cop £ 1 't£ xaV dXXov Tporcov) 
S£v Od xaOiaTd xaO* lauTO, sxa- 
T£pav Twv £Ta!.pLwv govigov zy- 
xocTdaTaGW dXX'/jc;. 


8. 'O Öpo(; ,,aüvTa^i(;” gthkxIvzi Tspio- 

S!.xd(; 7rX'/]po>[jLd(;, aiTivzq ytvovTai. Sloc 
TrapaGX£Ö£{aa:; Ü7rT(P£CTta(; ^ d>c dy^o- 
Std 7 T:po 5 £V'/] 0 £{Ga(; ßXdßa^. 


9. *0 opO(; ,,7r£pio5rxr^ TrapoyT)” a'/jgaL- 

V£l, Xa 0 copi,GpL£VOV T^OGOV xaTaßX"/]T£ov 
7T£pt,o8ixwc £1;; xa0copLa[j(,£va ypovixd 
iao^ioyq xaTa t-^v Sidp- 
x£Lav xaOopoagIvou Suvagsvou vd 
£^axpißoj6'^ ypovixoü Hiyuzryiyzoq. 


10 . 'O opop ,,dpg6Sc7.t apyal” Gr/jLalv£i 

zlq TYjV 7 r£pLTrTCOG!,V TOÜ BaOlXELOU T^c 

*EXXdSo(; TO *T7roupy£Tov Olxovogi.- 
xcöv xal zlq zr^v 7 :zpinzoyaiv t*^;; *Ogo- 
ctttüv^o'j Ar^goxpaTlap tov 'Oji-oorrov- 
Siaxov 'XTTO'jpyov tcov OIxovo;jllxcov. 

(2) *Ev Ty £9apuoyy toSv SiaTdp£Cov 
Tr,p TTapoüayp G'j;jL9covla^ ütto £Vop tcov 
E u(jLßaXXopL£vo)v KpaTcov ttSt opoc 
xa 0 op!.^ 6 u£vo:: xaV dXXov Tporrov £v ty) 
TrapouG'^ GU[j[,9covla 0£cop£lTa',, IxTOi; ddv 
dXXcop TO X£Lg£Vov opt^T], CO;; £ycov tt^v 
£VV 0Lav yv £y£i. xaTd toüc LGyüovTap N6- 
[JLO'Jp £V TC~) £V Xoycp KpdT£l £V Gy£G£t 
rrpoc Toü^ 96pon£ Toüc y.—ozzXobvzy,q zb 
dvTiX£tu£vov TYjc TapooGY^^ G’jg9covlac. 


’'A p 0 p 0 V III 

(1) Td ßiogyyavt.xd y; Ig-opixd X£p§y 
ZTZLyzipr^fZzcoq zvbq twv Eu;jLßaXXog£VCov 
KpÄTwv 0d 90poXoyoüvTai govov ev tc^) 
KpdT£i ToÜTcp zyzbq sdv y] £7Tvy£LpyG!.c 
SiEpdyy Ig-opiov £pyaGiav £v zoi £T£pcp 
KpdT£!. g£Gcp govigo'j £V abzci zyy.yzx- 
GTdG£co;;. ’Edv SLE^dyv; qr-opiov r, £pya- 

Gtav £V TcTj £T£pCp TOUTCp KpdT£!, Std [JLO- 
vlgou £v y.bzC} £yxaTaGTdG£Ciic, SovaTai 
vd £— tßXyOy 96po^ ettI tcov £v Xoyco X£p- 
Scüv hi tcTj £T£pcp KpdT£t., dXXd govov ettI 

TCOV XEp^COV TCOV TTpOECy OUEVCOV £X TT,? 


goods or merchandise for the 
enterprise. 


(e) An enterprise of a Contract- 
ing State shall not be deemed 
to have a permanent establish- 
ment in the other Contracting 
State merely because it cariies 
on business in that other State 
through a broker, general Com- 
mission agent or any other 
agent of an independent status, 
where such persons are acting 
in the ordinary course of their 
business. 

(f) The fact that a Company which 
is a resident of a Contracting 
State Controls or is controlled 
by a Company which is a res- 
ident of the other Contracting 
State, or which carries on busi- 
ness in that other State 
(whether through a permanent 
establishment or otherwise), 
shall not of itself constitute 
either Company a permanent 
establishment of the other. 

8. The term "pension" means periodic 
payments made in consideration 
of Services rendered or by way 
of compensation for injuries re- 
ceived. 

9. The term "annuity" means a stated 
sum payable periodically at stated 
times during life or during a speci- 
fied or ascertainable period of 
time. 


10. The term "competent authorities" 
means in the case of the Kingdom 
of Greece, the Ministry of Finance, 
and in the case of the Federal Re- 
public of Germany, the Federal 
Minister of Finance. 

(2) In the application of the pro- 
visions of this Agreement in a Con- 
tracting State any term not otherwise 
defined in this Agreement, shall, un- 
less the context otherwise requires, 
have the meaning which it has under 
the laws in force in that State relating 
to the taxes which are the subject of 
this Agreement, 


Arti c 1 e III 

(1) The industrial or commercial 
profits of an enterprise of a Contract- 
ing State shall be taxable only in that 
State unless the enterprise carries on 
a trade or business in the other Con- 
tracting State through a permanent 
establishment situated therein. If it 
carries on a trade or business in that 
other State through a permanent estab- 
lishmcnt situated therein, tax may be 
iinposcd on those profits in the other 
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ren Staate besteuert werden, jedoch 
nur insoweit, als sie dieser Betrieb- 
stätte zugerechnet werden können. 

(2) übt ein Unternehmen eines Ver- 
tragstaates in dem anderen Vertrag- 
staat eine gewerbliche Tätigkeit durch 
eine dort gelegene Betriebstätte aus, 
so sind dieser Betriebstätte die ge- 
werblichen Gewinne zuzurechnen, die 
sie in diesem anderen Staate als un- 
abhängiges Unternehmen mit gleicher 
oder ähnlicher Tätigkeit unter gleichen 
oder ähnlichen Bedingungen und un- 
abhängig von dem Unternehmen hätte 
erzielen können, dessen Betriebstätte 
sie ist. 


(3) Bei der Ermittlung der gewerb- 
lichen Gewinne einer Betriebstätte 
können alle der Betriebstätte billiger- 
weise zuzurechnenden Ausgaben ein- 
schließlich der anteiligen Geschäfts- 
führungs- und allgemeinen Verwal- 
tungskosten abgezogen werden. 

(4j Gewinne eines Unternehmens 
eines Vertragstaates dürfen einer in 
dem anderen Vertragstaat gelegenen 
Betriebstätte nicht schon deshalb zu- 
gerechnet werden, weil das Unterneh- 
men in diesem anderen Staate Güter 
oder Waren erwirbt. 

(5) Absatz 1 ist nicht so auszulcgcn, 
als hindere er einen Vertragstaat, die 
aus Quellen innerhalb seines Hoheits- 
gebietes einer in dem anderen Ver- 
tragstaat ansässigen Person zufließen- 
den Einkünfte (z. B. Dividenden, Mie- 
ten) nach Maßgabe dieses Abkom- 
ens zu besteuern, wenn diese Ein- 
künfte keiner in dem erstgenannten 
Staate gelegenen Betriebstätte zuzu- 
rechnen sind. 

(6) Absatz 1 gilt entsprechend für 
die nicht nach dem Gewerbeertrag 
berechnete Gewerbesteuer. 


Artikel IV 

Wenn 

(a) ein Unternehmen eines Vertrag- 
staates unmittelbar oder mittelbar 
an der Geschäftsleitung, der Kon- 
trolle oder am Kapital eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragstaa- 
tes beteiligt ist, oder 

(b) dieselben Personen unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäfts- 
leitung, der Kontrolle oder am 
Kapital eines Unternehmens eines 
V^ertragstaates und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertrag- 
staates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den 
beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer 
kaufmännischen oder finanziellen Be- 
ziehungen Bedingungen vereinbart 
oder auferlegt werden, die von denen 


tocut'/;^ syxaTacTTaastoc. 


(2) ’Eav kvoc, Ttov Dujx- 

ßaXXo[i.£va)v KpaTcov £[jL7r6piov 

Y] Ipyaaiav Iv tco STspep HupißaXXopLSvcp 
Kpa-si Sloc (jLovLpou Iv aÜTw syxavaaTa- 
creco!: Oa OewpoüvTai oti avigxouv sii; ttjv 
[ jLOvgjiov syxaTaaTaaiv toc ßiopT^xavcxa t) 
IpiTTopixa xepSv], ocTwa ÜTcoXoyitsTai öti 
0a IfjLTTpaypaTOTTOtsi t 6 sTspov toüto 
K paTOf; iav 9jTo avs^apTVjTo^ kmyyipyicsic 
ocnyoko'Jiiivfi (jls t'J^v aÜT-^v rrapopLotav 
Spac7T7)pL6r/)Ta ütuo tqlc, ^ Tuapopiotac 

auvOi^xa^; xal svspyoücra tsXslco^ avs- 
SapTT^Twe airo t^i; imyzipriuzoiq t% 
oroiac arroTsXsT [loviiiov syxaTaaraenv. 


(3) KaTa tov xaüop'.CTpLov tcüv ßiopy;- 
'/avixcTw iQ l(j,7Top(,xwv xspSwv [jL(.a^ [jio- 

syxaTauTdcaecoc 03: IxTriTTTcovTa: 
T^avTa Ta süXoyco^ av'/]xovTa sl? t 7 ]v pio- 
v^uov syxaTauTaaiv £^o8a, TU£pE.Xa[J,ßa- 
vojasveov xal tcov dv'/jxovTcov auTv; StO!,- 
xr^Ttxwv xal Sia/sipiuTLxcov Iv ysvsi 
scoScov. 

(4) OüSsv TfjL^fjta olcovS-^7vOT£ xspSwv 

XTCOUEVtOV Üxo £7T!,/£Lp'/;cr£COC IvOC £X TOiv 
ZupLßaXXopLSVcov KpaTwv 0£copEiTai 6zi 
dv'/;x£i zlc, pLovig-ov syxaTaaTaenv sup:- 

(JXOpLSVT^V SV TO) STSpC) lllij;j(.ßaXXog.sv(;) 

KpdTsi dTrXfos xal jaovov Xoy« dyopds 
dyaßcov r, sfXTrops'judTcov sv to sTspto 
KpaTSL ’JTO tt;:; STi/s'.pyascoc. 

(5) 'II -apdypa9os 1 'iyzi ttjv 
svvoLav Tapsg-TToSlascor svo:: iy. tcov 
X luij(.ßaXXo?jLEVcov KpaTcov sx tt^c STTLßoX/jj:. 

(7U[X9COVCO:: Tpoc TTjV TTapOÜaaV (7'J(JL9C0- 

vlav. 96pou £t:1 toü slaoS/ipaToc (“./. 
usp:(7!.rdTc.)v, svotxlcov) Trposp/opisvou 
sx -r^ycov s0p!,(7xo[j,svcov svTOi: tou sSd- 
90US TOU xal XTCOULSVOU ütuo xaTolxou 
TOÜ STspou ^upßaXXotjisvo'j KpaTouc sdv 
TO TOLOÜTOV slaoS'z-ua Ssv dv7;xr, sic po- 
vLjjLOv syxaTdaTaaLv süpiaxofcsw^v sic t6 
rpcoTov avr^uovsuüF) KpaToc. 

(6) HI 7T:apdypa9oc 1 s9ap[Jio^sTai 

6[i,olcoC xal STcl TOÜ 96pOU STC(.T‘C]8s'JfJt,aTOC 

(TRADE TAX) toü ijTroXoyi.l^o(jisvou 
sttI ßdasco; 8La96po’j sxslvvjc twv ßtorr/^- 
/avexeov xal spLcropixcov xspScov. 


’'Ap0pov IV 

’Edv: 

(a) Yj svoc sx tcov EupißaXXo- 

(jIsvcov KpaTcov iizTiyY^ dpiscrcoi; s(a- 
pisacog zic, Tyjv StolxTicnv, sXsy/ov 
TO xs9dXat.ov STTi-xstp'/^ascog tivo^ toü 
sTspou SupßaXXogsvou KpaTOuc 7^ 

(ß) Ta aÜTa TcpoacoTta psTs/ouv dg-sacoc 
r, sijiusacoq sic Tr,v §Lolx”/]C7t.v sXsy/ov 
r, xs9dXat.ov z—iyzipi^GzcnQ svoc sx 
TC)v SupLßaXXojjisvcov KpaTcov xal 
S-L/SLp'/jaSCO? TOÜ STSpoU SupLßaXXo- 
(jisvo'j KpaToui;, xal sl:; sxaTspav tc)v 

TTsptTTTCOaSCOV TlOsVTat. ^ STTLßdXXoVTaL 
pSTaeÜ Ttov SÜO STCt/SLpfjCrSCOV sl^ Tdc 
sprropixd^ olxovopixdg tcov fjyzazic, 
a'jvb^xai SioL^popoi sxslvcov, aiTivsc 
Od Ü9lc7TavTo psTa^ü avs^apTr^Tcov 

STTL/SLp'/^aSCOV, TOTS Tüdv XSpSo^ TO 

orcoTov, sdv Szv uTzr^pyow ol opot, outo: 
Od E-paypaTOTTOiTiTo ütto ptd^ sx tcov 


State but only on so much of them 
as is attributable to that permanent 
establishment. 

(2) Where an enterprise of a Con- 
tracting State carries on a trade or 
business in the other Contracting State 
through a permanent establishment 
situated therein, there shall be at- 
tributed to the permanent establish- 
ment the industrial or commercial Prof- 
its which it might be expected to 
derive in that other State if it were 
an independent enterprise engaged in 
the same or similar activities under 
the same or similar conditions and 
dealing at arm's length with the enter- 
prise of which it is a permanent estab- 
lishment. 

(3) In determining industrial or com- 
mercial Profits of a permanent estab- 
lishment there shall be allowed as de- 
ductions all expenses reasonably al- 
locable to the permanent establish- 
ment, including executive and general 
administrative expenses so allocable. 

(4) No Portion of any profits arising 
to an enterprise of a Contracting State 
shall be attributcel to a permanent 
establishment situated in the other 
Contracting State by reason of the 
mere purchase of goods or merchandise 
within that other State by the enter- 
prise. 

(5) Paragraph (1) shall not be con- 
strued as preventing a Contracting 
State trom imposing pursuant to this 
Agreement a tax 011 income (e.g. 
dividends, rents) derived from sources 
within its territory by a resident of 
the other Contracting State if such in- 
come is not attributable to a perma- 
nent establishmenf in Ihe first- 
mentioned State. 

(6) Paragraph (1) shall likewise 
apply in respect of the Gewerbesteuer 
(trade tax) computed on a basis other 
than industrial and commercial profits. 


Ar fiele IV 

Where 

(a) an enterprise of a Contracting 
State participates directly or in- 
directly in the management, con- 
trol or Capital of an enterprise of 
the other Contracting State, or 

(b) the same persons participate di- 
rectly or indirectly in the man- 
agement, control or Capital of an 
enterprise of a Contracting State 
and an enterprise of the other Con- 
tracting State, 

and, in either case, conditions are 
made or imposed between the two 
enterprises, in their commercial or 
financial relations, which differ from 
those which would be made between 
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äbweichen, die unabhängige Unter- 
nehmen miteinander vereinbaren wür- 
den, so dürfen die Gewinne, die eines 
der Unternehmen ohne diese Bedin- 
gungen hätte, wegen dieser Bedingun- 
gen aber nicht erzielt hat, den Gewin- 
nen dieses Unternehmens zugerechnet 
und entsprechend besteuert werden. 

Artikel U 

(1) Gewinne, die eine im Königreich 
Griechenland ansässige Person aus 
dem Betrieb von Seeschiffen im inter- 
nationalen Verkehr bezieht, deren Re- 
gisterhafen sich im Königreich Grie- 
chenland befindet, können nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von 
Seeschiffen im internationalen Ver- 
kehr, die einer in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Person aus 
einem Unternehmen mit Geschäfts- 
leitung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zutließen, können nur in diesem 
Staate besteuert werden. 

(3) Gewinne aus dem Betrieb von 
Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr können nur in dem Vertrag- 
staat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung des Unternehmens befindet. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für 
Beteiligungen von Luftfahrtunterneh- 
men an einem Pool oder einer Be- 
triebsgemeinschaft. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten 
entsprechend für die nicht nach dem 
Gewerbeertrag berechnete Gewerbe- 
steuer. 


Artikel VI 

(1) Dividenden, die eine in einem 
A'ertragstaat ansässige Gesellschaft an 
eine in dem anderen Vertragstaat an- 
sässige Person zahlt, können in dem 
anderen Staate besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch 
in dem Vertragstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft an- 
sässig ist, nach dem Recht dieses Staa- 
tes besteuert werden; die Steuer darf 
aber 25 vom Hundert des Brutto- 
betrags der Dividenden nicht überstei- 
gen, 

Dieser Al^satz berührt nicht die Be- 
steuerung der Gesellschaft in bezug 
auf die Gewinne, aus denen die Divi- 
denden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwen- 
dete Ausdruck „Dividenden" bedeutet 
Einkünfte aus Aktien, Genußrechten 
oder Genußscheinen, Kuxen, Gründer- 
anteilen oder anderen Rechten — aus- 
genommen Forderungen ■ — mit Ge- 
winnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Ein- 
künfte, die nach dem Steuerrecht des 
Staates, in dem die ausschüttende 


STtv/eipy^aecav, aXXa. X^yw tcov öpcav 
ToÜTtov Slv £-paYp.aT07:oirj6‘/], 5'jva- 
Txi va TrspiX7;907i tcx zspSri 

ky,zi'jr^c X7,l va 9000X0- 
77,67; dva/.oycoo. 


'.\c6pov V 

(1) Kop^v; öcTLva xaToixo; tou Bao',- 
Xoiou TTic 'ÜXXa.§o; zTata!. sx Tvje kyj-xz- 
TaXXsÜCTsojp ToXoftov oic Tao SlsÖvsli; pLz- 
Ta9opac, twv ottoUov 6 XgjL'/;v vr, 0X077- 
aoeoo o’jpiaxcTaf. hj 'EXXaSi 9opoXo7ovvTa!, 
UOVOV zlz TO KpaToc toüto. 


(2) K£p($7 ky oxpoTaXXovaotop 

TT/.OLcav ilo SisOvoTc fjL£Ta90pd; zzz^izpyß- 
uova. xdToixov T7p 'Ouoa-övSou A7- 
uoxpaTtao tt^;; Fopuaviao k^ ZTziyzipTi- 
azoic S(,£u6uvo[ji.£V7p xal sXsy/oasv'/]^ Iv 
T7 'OgoaToovSoi AyaoxpaTta t^c PspjjLa- 
vfap 9opoXo70vvTa-i aövov ov t(o KpaTO!, 

TOVTfU. 

(3) Kopt^y ky Tr^z oxjZiTaXXovaFtop 
d£poaxa90)v oip ^LiÖvoi’o uzTa9opoc; 90- 
poXoyo'jVTai povov Iv tc) HuijLßaXXo’jilvco 
KpdTsi Iv xoi OTTofo) cVptcjxsTai 7 “pay- 
uaTix7 SLsuOvvai; tojv Ipyaatcov tt,;: Itx- 
/o'.pyascop. 

(4) MI 7rapd7pa9op 3 l9ap;i.6^£Ta!, 
oaohop xal IttI avp-uoTo/cov zlz xotvo- 
“paEiap ([H)OLS) oiolgHt^tzoxz 9uasci>p 
Ix alpoup iTTi/TLp/jCscov da/oXovalvcov 
zlz Ivasplov; a£Ta90pdo. 

(5) Al -apd7pa90i (l). (2) xal (3) 
l9ap|jL6^ovTai, opolcvc xal Irrl tou 96pov 
lr:i,T7SoüpaToc (TRÄDK TAX) üico- 
Xoyil^OjjLlvou IttI ßdaocoo S(,a96pov Ix£lv7p 
T7C T6)v ß'ojrrp/avixcov xal hzTopextov 
xop^oiv. 

’XXpOpov VI 

( 1 ) Mopla^xaTa xaTaßaXXotzova vttö 
iTatplao xaTolxo'j Ivoo Ix Ttov XupßaXXo- 
ulvcov KpaTWv olp xdTOixov tou Irlpou 
AupßaXXopIvo'j Kparoup SüvavTai vd 

9OP0X07760OV zlz TO OTOpOV TO'JTO KpaTOO. 

(2) Mov TOVToip ToiauTa iizpic^oczy. 
^vvavTai vd 9opoXo770oijv Iv tc) HvtjißaX- 
/.otjilvw KpdToi zlz ö zlvyi yAxoryoz 7 
xaTaßdXXouaa Ta 'j.zplGij.yxy zzyiply avp- 
9d}Vtoc rrpop T7V vouo0salav toü Iv Xoyo) 
KpdToup, dXXd. 6 outco l-'.ßaXXöp.£vop 
96pop 8I0V vd p7 v7ropßalv7 t6 25% tov 
dxaOaplaTov — oaov tcjv v.opiryjzdTcov. 

MI — apovaa 7:apd7pa9o; (div izr^pzyZzL 
T7V 9opoXo7lav tt,; ixyipiyz Iv ayzazi 
rrpöp Ta xlp^7 I; ^3v xaTaßdXXovTai Ta 
'j.zpln\i%xy. 

(3) '() öpo; ..‘xzpla'iy.xy." 6 )z ypr,a\- 
v.o-oiziTaL Iv t <5 TapovTi dpOcco nryyylvzi 
Ta olao§7ua.Ta Ix (x^to/wv, uoto'/cov 
..IrrLxapTlac'' 7 ^cxaitoadTcov ,,l7TCxap- 
-tap", uoToyciv uoTaXXolcvv, 'ApvTixojv 
tItXcvv 7 oToptov ^'/xaLtogaTCOv, 17.7 0oco- 
po'j;xlvcov cop dTTOToXouvTOW dr:aLT-/;acip, 
Ix 7p£wv S'd avauoToy7V zlq xlp§7, enp 
xal ola6S7!jLa Ip iTa'.pLxtov SLzauogaTcav 
lloaoLOvplvcvv rrcöp t6 Ix aoToycvv olao- 
^7'j(.a. Svvduoi T7P 9000X071x70 vouo0c- 


independent enterprises, then any 
Profits which would, but for those 
conditions, have accrued to one of the 
enterprises, but by reason of those 
conditions, have not so accrued, may 
be included in the profits of that 
enterprise and taxed accordingly. 


Article V 

(1) Profits which a resident of the 
Kingdom of Greece derives from op- 
erating ships in international traffic 
whose port of registry is in the King- 
dom of Grecce shall be taxable only 
in that State. 

(2) Profits from the Operation of 
ships in international traffic accruing 
to a resident of the Federal Republic 
of Germany from an enterprise which 
is managed and controlled in the Fed- 
eral Republic of Germany shall be 
taxable only in that State. 

(3) Profits from the Operation of air- 
craft in international traffic shall be 
taxable only in the Contracting State 
in which the place of effective man- 
agement of the enterprise is situated. 

(4) Pdiagraph (3) shall likewise 
appiy in respect of participalions in 
pools of any kind by enterprises 
engaged in airtransport. 

(5) Paragraphs (1), (2) and (3) shall 
likewise appiy in respect of the Ge- 
werbesteuer (trade tax) computed on 
d basis other than industrial and com- 
mercial profits. 

Article VI 

(1) Dividends paid by a Company 
which is a resident of a Contracting 
State to a resident of the other Con- 
tracting State may be taxed in that 
other State. 

(2) However, such dividends may 
be taxed in the Contracting State of 
which the Company paying the divi- 
dends is a resident according to the 
law of that State, but the tax so 
charged shall not exceed 25 per cent 
of the gross amount ot the dividends. 

This Paragraph shall not affect the 
taxdtion of the Company in respect 
ot the profits out of which the div- 
idends are paid. 

(3) The term "dividends" as used in 
this Article means income from shares, 
" jüuissance" shares or " jouissance" 
rights, mining shares, founders' shares 
or other rights, not being debt-claims, 
participating in profits, as well as in- 
come from other corporate rights as- 
similated to income from shares by 
the taxation law of the State of which 
the Company raaking the dislribution 
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Gesellschaft ansässig ist, den Einkünf- 
ten aus Aktien gleichgestellt sind; er 
umfaßt im Fall der Bundesrepublik 
Deutschland Ausschüttungen auf An- 
teilscheine von Kapitalanlagegesell- 
schaften und Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung 
dis stiller Gesellschafter. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht 
anzii wenden, wenn eine in einem Ver- 
tragstaat ansässige Person in dem an- 
deren Vertragstaat durch eine dort ge- 
legene Betriebstätte gewerblich tätig 
ist und die Dividenden dieser Betrieb- 
stätte zuzurechnen sind; in diesem 
Fall ist Artikel III anziiwenden. 


Artikel VII 

(1) Zinsen, die aus einem Vertrag - 
Staat stammen und an eine in dem 
anderen Vertragstaat ansässige Per- 
son gezahlt werden, können in dem 
anderen Statde besteuert werden. 

(2} Diese Zinsen können jedoch in 
dem Verlragstaat, aus dem sie stam- 
men, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden; die Steuer darf 
aber 10 vom Hundert des Betrags der 
Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Zinsen, die aus dem Königreich 
Griechenland stammen und an die 
Deutsche Bundesbank oder die deut- 
sche Kreditanstalt für Wiederaufbau 
gezahlt werden, sind von der griechi- 
schen Steuer befreit. Zinsen, die aus 
der Bundesrepublik Deutschland stam- 
men und an die Bank von Griechen- 
land gezahlt werden, sind von der 
deutschen Steuer befreit. 

(4) Dej' in diesem Artikel verwen- 
dete Ausdruck „Zinsen" bedeutet Ein- 
künfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Obligationen, auch wenn sie durch 
Pfandrecht an Grundstücken gesichert 
oder mit einer Gewinnbeteiligung aus- 
gestattet sind, und aus Forderungen 
jeder Art sowie alle anderen Einkünf- 
te, die nach dem Steuerrecht des Staa- 
tes, aus dem sie stammen, den Ein- 
künften aus Darlehen gleichgestellt 
sind. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht 
anzuwenden, wenn eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person in dem 
anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte gewerblich tätig 
ist und die Zinsen dieser Betriebstätte 
zuzurechnen sind; in diesem Fall ist 
Artikel 111 anzuwenden. 


(6) Zinsen gelten dann als aus einem 
Vertragstaat stammend, wenn der 
Schuldner dieser Staat selbst, eine sei- 
ner Gebietskörperschaften oder eine in 
diesem Staate ansässige Person ist. 
Hat aber der Schuldner der Zinsen, 
ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 


Tou y.pfXTO'jq kv tco ottol« slvon, xa- 
Toiyoq fj IvepyouCTa tyjv ^tavopTjv sTatpia, 
elq §£ TTjV TTSpiTTTCOCTlV *Op.o<77r6vSou 

A'/](jLoxpaTLa(; Ooc (7upt7r£p!,Xap.ßavcovTai 

^Lavopal tizi TriCTTOTTot'/jTixcov Tpaav 
£7 T£V$UCT£:Cl)V ä);; xai SLCTO^'/jraa XTO^gSVOV 
’JTTO £T£popp'j0p.ou sTaipo'j Ix 
zoyT^q Too o^q toloÜto'j. 

( 4 ) Al TzoLpoLypoLfqiOi ( 1 ) xal ( 2 ) §£V 
£9app!.6l^ovTat, sic TTsplrTCocriv xa0’ xz- 
Toixoc svo;; tc 5 v LugßaXXopLsvov KpaTciv 
£^aTr6ptov ^ Ipyacylav Iv tco sTspw 
SufxßaXXofxsvcp KpaTsi ^17. pLovgxou ev 
auTci syxaTaCTTacTscoc, Tot 8 h (JisplcrpotTot 
TTpOSp/OVTai £X TTje (J.OvI[jIOU TOtÖTTj^; ly- 
xaTotcrTdtCT£c.)C. EH tt^v ttspItttoctiv Totur/^v 
£9apg.6tj£T0t!, t6 apOpov III Tapoua/;:: 
<700.9(0 via::. 

''Ap0pov VH 

( 1 ) ToXOt TrpOXUTTOVTS:; oH £V T6)V 
^upißaXXogsvcov KpaTCov xal xaTaßaX- 
Xo'jtEVOi elq xotTOixov tou sTspou SujjißaX- 
Xogevou KpaTOuc ^’JvavTai va 9opoXoy'/;- 
000V zlc TO £T£pOV TOOTO Kpy.TOq. 

( 2 ) 'Ev to'jtol;. toloöto!, toxoi 5 öva- 
VTat vdt 9opoXoy'/]0o’jv iv tco H'jjJ-ßaXXo- 
U.£V<p KpaT£l Iv TO) 6— Ot(p O'JTOl TTpOX’J- 
TTTO’JCTl, ( 7 Ug 96 WtiOC TTpO:: TOV VOUOV TOÖ 

KpdcTO'j^ TO’jTO'j, aXXa 6 o'jxoiq IrtßaX- 
Xopevoc 96poc Slv 0 a ÖTSpßaivy to 

TOb TTOCTOb T(OV TOXtOV. 

(3) Toxot -pOXUTTOVTiC Iv tcTj BaCTl- 
Xclco Tvje 'EXXa^oc xal xaTaSaXXopEvot 
zk Tliv DEUTSCHE BUNDESBANK 
T, \lc Trp; KREDITANSTALT FÜR 
WIEDERAUFBAU Iv t^ '0!iO(7T6vS<p 
AvjuoxpaTla xr^q r£p;j.avla:: a—aXXacycyov- 
Tai TOU ToXX'/;vlxou 96900. Toxot irpo- 
zötttovtec Iv tt] * 0|jio(7-6vScp A'/j'jioxpa- 
Tia xT^q rEprjtavla:; xal xaTaßaXXousvot sH 
TTjV Tpa7-£^av tt]:; 'EXXdcSoq aTaXXa<7(70V- 
Tai TOU 96900 tt;:: 'Ou-ottovSou A'/jgo- 
xpaTta;. 

(4) '() opoc -jToxoi", äjc /p7;(7tgo7:oi£L* 
Tat Iv T6J TrapovTL ap0p(p, <7Y]galv£t zlno- 
§'/;[jia Ix xpaTtxcov /p£coypa 9 (ov, opoXo- 
yteov 7p£(o<7Ttx<bv tItXcov, dcvscapr/jTcoc 
lav ouToi l5a(79aXlv(0VTat ou 81 utto- 
Or^xTiq ^ I/6vtcov r, p'C] ^txatcopa cruppE- 
Toyriq zlq xlp^z], xal ikizyix'^cszic hx ypscov 

Ota( 7 § 7 ^:TOT£ 9 U( 7 £( 0 ^ (bc Xal TTOtV ETspOV 

El(76§‘/]pa l^opotoöpEvov Trpo:; Etcro^r^pa 
Ix $aV£t< 70 lvT(i)V 7P‘/]pOtTCOV <7up9cbv(0(: 
Trpoc T'^v 90 poXoytXT;V vopo 0 E<Tlav tou 
K pdtTOUC Iv XO) orcolco — pOXUTTTEt TO EtCTO- 
S'/]pa. 

(5) Al 7rapaypa90L (1) xal (2) Slv 
l9app6CovTat 6<7axt? xdtTotxoq tou zvoq 
T(ov SupßaXXopIvcov .KpaTcov Sts^deyEt 
IpoToptov 7] lpya<7lav eti; t6 STEpov Sup- 
ßaXXopEVov KpdtTOf; Std povlpou Iv auTco 
lyxaTaoTdoEOx; xal ol Iv Xoyco Toxot 
TipolpxovTat Ix TT^^ Oiq dvco povlpou ly- 
xaTa(7Td<7£(oc- EH t 7 ;v TrsplTTTcocrtv TauT'/]V 
l9app6l^£Tat t6 dp0pov ITI xr^q rrapoucy'/;:: 
<7up90)vla::. 

(6) Toxot 0EcopouvTat tupoxutttovte; 
zlq EV xeov SupßaXXopIvcov KpaTcöv Idv 
6 xaTaßdXXcov slvat auTo touto t 6 Kpd- 
Toc, roXiTtx^ U7ro$talp£(7tc, tottlx*/; ^p/J] 
zj xdtTOtxo:; tou KpdtTOUC toutou. *Edv 
öpco:; 6 xaTaßdXXcov tou:; toxouc, elte 
OÖTO:; slvat xdtTOtxo;: Ivo^ tcov SupßaXXo- 
plv(ov KpaTcov, r, ou? zyzi Iv Ivt toöv Sup- 


is a resident, and shall include in the 
case of the Federal Republic of Ger- 
many distributions on Investment trusl 
certificates and income derived by a 
sleeping partner from bis participation 
as such. 


(4) Paragraphs (1) and (2) shall not 
apply where a resident of a Contract- 
ing State carries on a trade or busi- 
ness in the other Contracting State 
through a permanent establishment 
situated therein and such dividends 
are attributable to that permanent 
establishment; in such event Article 
III of this Agreement is applicable. 

Artic le VII 

(1) Interest arising in a Contracting 
State and paid to a resident of the 
other Contracting State may be taxed 
in that other State. 


(2) However, such interest may be 
taxed in the Contracting State in wlüch 
it arises, according to the law of that 
State, but the tax so charged shall not 
exceed 10 per cent cf the aniount ot 
the interest. 

(3) Interest arising in the Kingdoin 
of Greece and paid to the Deutsche 
Bundesbank or to the Kreditanstall 
für Wiederaufbau in the Federal Re- 
public of Germany shall be exempl 
from Creek tax. Interest arising in 
the Federal Republic of Germany and 
paid to the Bank of Greece shall be 
exempt from Federal Republic tax. 


(4) The. term Dnlerest" as used in 
this Article means income from Gov- 
ernment Securities, bonds or deben- 
tures, whether or not secured by 
mortgage and whether or not carrying 
a right to participate in profits, and 
debt-claims of every kind as well as 
all other income assimilated to income 
from money lent by the taxation law 
of the State in which the income^ 
arises. 

(5) Paragraphs (1) and (2) shall not 
appiy where a resident of a Contract- 
ing State carries on a trade or business 
in the other Contracting State through 
a permanent establishment situated 
therein and such interest is attribut- 
able to that permanent establishment; 
in such event Article TU of this Agree- 
ment is applicable. 

(6) Interest shall be deemed to arise 
in a Contracting State when the payer 
is that State itseif, a political sub- 
division, a local authority or a res- 
ident of that State. Where, however, 
the person paying the interest, 
whether he is a resident of a Con- 
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Vertragstaat ansässig ist oder nicht, 
in einem Vertragstaat eine Betrieb- 
stätte und ist die Schuld, für die die 
Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der 
Betriebstätte eingegangen worden und 
trägt die Betriebstätte die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Ver- 
tragstaat stammend, in dem die Be- 
triebstätte liegt. 

(7) Bestehen zwischen Schuldner und 
Gläubiger oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb 
die gezahlten Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Be- 
trag, den Schuldner und Gläubiger 
ohne diese Beziehungen vereinbart 
hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In 
diesem Fall kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht jedes Vertrag- 
staates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Ab- 
kommens besteuert werden. 


(8) Dieser Artikel ist nicht so auszu- 
legen, als schränke er Befreiungen, 
Abzüge oder sonstige Vergünstigun- 
gen ein, die nach dem Recht des Kö- 
nigreichs Griechenland jetzt oder 
künftig bei der Festsetzung der grie- 
chischen Steuer von den Zinsen ge- 
währt werden, die aus dem König- 
reich Griechenland stammen und an 
eine in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässige Person gezahlt werden. 


Artikel VIII 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem 
Vertragstaat stammen und an eine in 
dem anderen Vertragstaat ansässige 
Person gezahlt werden, können nur in 
dem anderen Staate besteuert w’erden. 

(2) Der in diesem Artikel verwen- 
dete Ausdruck „Lizenzgebühren" be- 
deutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Benutzung oder für das Recht auf 
Benutzung von Urheberrechten an lite- 
rarischen, künstlerischen oder wissen- 
schaftlichen Werken, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plä- 
nen, geheimen Formeln oder Verfah- 
ren oder für die Benutzung oder das 
Recht auf Benutzung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher 
Ausrüstungen oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt 
werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, 
wenn eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Person in dem anderen Ver- 
tragstaat durch eine dort gelegene Be- 
triebstätte oder feste Einrichtung ge- 
werblich tätig ist oder einen freien 
Beruf oder eine sonstige selbständige 
Tätigkeit ausübt und die Lizenzgebüh- 
ren dieser Betriebstätte oder festen 


ßaA^ousveov Kpavoiv [jLovigov iyy.y.oL'Tx^ 
aTaatv sv ayiazi Tzpbq, tt^v orolav auv/j- 
90T^ £9’ Y,; xaTaßaXXovTon. ol 

Toxoi, Ol Toxol 8 s o'jToi ßapüvouv Tr,V 
uovigov Ta'JTTjv syxaTaaTaaiv, t 6 t£ ol 
£V Xöyw TOXOI 0 £COpOÜVTai T:pOX'J~TOVT£C 
zlc, TO EuußstXXousvo'; KpaTOi; sic 6 copt- 
aXiTai Y] aovigoc lyxaTaoTaaic. 


( 7 ) Eic YjV TuspiTTTOjaiv, ?v6y6j si^ixr^c 
axkazoiQ pisTaJü toü xaTaßaXXovTO(; xal 

TOÜ 8lXOtlOU‘/OU Ti [JlSTa^Ü a[jL 90 T£pC 0 V 

ToÜTcov xai aXXou tivÖi; TcpoawTTOU, t6 
7 ZOGÖV Twv xaraßaXXogsvwv toxcov toSv 
a90pcovTo:>v sIq tt^v aTuaiTYjaiv sx ypsouj; 
8ia TY]v oTToiav xaTaßaXXovTai, ÜTcspßaivsi 
TO TToaov TO ottoTov Oa auv£9tüV£TT0 pis- 
69 £iX£to'j xai Sixaioüyou £XX£L'{j£ 1 
Toiaür/)^ a/£a£toc, ai SiaTOcJsi^ toü rra- 
p6vTO(; 6ip0pou 6a £9apfji6^covTai govov 
£7Ti TOÜ T£X£UTaiou UV'/] gov£’j6^vTO(; Tcoaoü. 
’Ev T'?J TTSpiTTTWasi Ta'JTYj TO UTTCpßaXXoV 
ijL£pO(; TOÜ t6xou 06 ( 90poXoyY]Tai aujji- 
90)vcoc 7rpo(; tt^v vo(jioO£aiav sxaaTou 
lCu|jißaXXog£vo'j KpdtToui;, Xap-ßoevogeveov 
S&ovTox; ütu’ oij^iv to)v Xoittcov SiaTa^swv 
TT];; TrapoüoT^c aug9covLa^. 

(8) To rrapov ap0pov Skv Suvoltoci vol 

i:pg7]V£u07i otl TrspiopiCsi arraXXay'/jv 
Tiva, gslwaiv aXXiqv sxTTTcoaiv rrapa- 
ycoprßzLGOLV y] 7rapa/cop7]0T;aog£VTQv 

ÜTTO Tcüv vogojv TOÜ BaoiXsiou ttJc; ‘EX- 
Xa8o^ xaToc tov xaOopiagov toü ‘EXXy^vi- 

XOÜ 96p O'J Im TOXCOV TTpOXUTTTÜVTCOV Iv 

rci BaaiXsico t“^^ ‘EXXa8o^ xod xaTa- 
ßaXXoglvcov si;; xaToixov Tvjt; ‘Ogoamv- 
8o'j Ar^goxpaTia^ tt^c Fspuaviac. 


"ApÜpov VIII 

(1) AixaicogocTa 7 :poxÜ 7 CTOVTa Ivtoc 
ivbi; Twv SugßaXXoglvcov KpaTcov xai 
xaTaßaXXogsva £L^ xaroixov toü iTcpou 
üugßaXXoglvo’j KpaTou:; 0 a 90poXoyoü- 
VTai govov Iv tco ETlpco touto:» KpaT£i. 

(2) *0 opoq ,,8ixaicogaTa’y coc; ypr,- 

aigoTToiEiTai Iv tco ap 0 pc) touto), gt^ijuxI- 
v£i TcXr;pcoga^ rraav]^ 9Üa£co:; ycvoglvac 
svavTi ypYiGzco^ 7; SixaicogaToc /p'/jascot; 
auyypa9ixoü SixaicogaTOt; 9iXoXoyix^(;, 
xaXXiTEyvixvj^ y) l 7 riaTT,govixYi^ Ipyaaia?, 
£Üp£aiT£/via?, luTTOpixoü a-/]gaToc, ay£- 
810U Tj tÜttou, g'c^yavixoü guaTi- 

xoü tÜtto'j Tj 8 ia 8 ixaaia:; jcapaycoy?)^ 
Sia TV^ yp'^aiv yj 8 ixaid>gaT 0 t; /p-^ascot; 
ßiog'cjyavixoü, lurropixoü y; iniGTr/^ovixo^ 
lEoTrXiagoü r^ 8 ia TTXYjpo90pia(; a90pcoaac 
ßL 0 fr/" 7 avixY;v, luTTopix'civ r^ lmaT/;govi- 
xyv Igrsipiav. 


(3) TI -apaypa9o:; (I) Slv l9apgo^£- 
Tai 6aaxic xaToixo:: toü Ivo^ Ix twv Sug- 
ßaXXoglvcov KpaTcav SieCayci Ig-opiov 
Y] Ipyaaiav, iTrayysXgaTixac ü::‘c;p£aiac 
7^ aXX'/;v Tiva dvc'apTYjTOv Spdaiv ziq to 
sTcpov ^ugßaXXogsvov KpaTOi; 8id go- 
vigou Iv aÜTcp lyxaTaoTaascoi; y; xa0co- 
piaglvr,!; ßda£CO{; xai Ta SixaicogaTa xa- 
TaXoyi^ovTai £i^ ty-v govigov TaÜTyv ly- 
xaTaoTaaiv y; xa0copiag£V'/]v ßdaiv. ’Ev 


tracting State or not, has in a Con- 
tracting State a permanent establish- 
ment in Connection with which the 
indebtedness on which the internst is 
paid was incurred, and such internst 
is borne by such permanent establish- 
ment, then such internst shall be 
deemed to arise in the Contracting 
State in which the permanent estab- 
lishment is situated. 

(7) Where, owing to a special re- 
lationship between the payer and the 
recipient or between both of them and 
some other person, the amount of the 
internst paid, having regard to the 
debt Claim for which it is paid, exceeds 
the amount which would have been 
agreed upon by the payer and the 
recipient in the absence of such re- 
lationship, the provisions of this Ar- 
ticle shall apply only to the last- 
mentioned amount. In that case, the 
cxcess part of the payments shall 
reinain taxable according to the law 
of each Contracting State, due regard 
being had to the other provisions of 
this Agreement. 

(8) This Article shall not be con- 
strued to restrict any exemption, de- 
duction or other allowance now or 
hereafter accorded, by the laws of the 
Kingdom of Greece, in the determina- 
tion of Greek tax on interest arising 
in the Kingdom of Greece and paid to 
a resident of the Federal Republic of 
Germany. 


Article VIII 

(1) Royalties arising in a Contract- 
ing State and paid to a resident cf the 
other Contracting State shall be tax- 
able only in that other State. 

(2) The term "royalties" as used 
in this Article means payments of any 
kind received as a consideration for 
the use of, or the right to use, any 
Copyright of literary, artistic or scien- 
tific work, any patent, trade mark, 
design or model, plan, secret formula 
or process, or for the use of, or the 
right to use, industrial, comniercial, or 
scientific equipment, or for Informa- 
tion concerning industrial, commercial, 
or scientific experience. 


(3) Paragraph (1) shall not apply 
where a resident of a Contracting 
State carries on a trade or business, 
Professional Services, or any other 
independent activities in the other 
Contracting State through a permanent 
establishment or fixed base therein 
and the royalties are attributable to 
such permanent establishment or fixed 
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Einrichtung zuziirechnen sind; in die- 
sem Fall ist Artikel III oder Artikel XI 
anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen Schuldner und 
Gläubiger oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Be- 
ziehungen und übersteigen deshalb die 
gezahlten Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrunde liegenden Leistung, 
den Betrag, den Schuldner und Gläu- 
biger ohne diese Beziehungen verein- 
bart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf diesen letzten Betrag angewendet. 
In diesem Fall kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht jedes Vertrag- 
staates und unter Berücksichtigung der 
anderen Bestimmungen dieses Abkom- 
mens besteuert werden. 


Artikel IX 

(1) Gewinne, die eine in einem Ver- 
tragstaat ansässige Person aus dem 
Verkauf, der Übertragung oder dem 
Tausch von Vermögenswerten aus 
Quellen innerhalb des anderen Ver- 
tragstaates bezieht, können nur in dem 
erstgenannten Staate besteuert wer- 
den. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, 
wenn eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Person in dem anderen Ver- 
tragstaat durch eine dort gelegene Be- 
triebstätte gewerblich tätig ist und die 
Gewinne dieser Betriebstätte zuzurech- 
nen sind; in diesem Fall ist Artikel III 
anzuwenden. 


Artikel X 

(1) Vergütungen, die aus öffentlichen 
Kassen des Königreichs Griechenland 
oder einer seiner Gebietskörperscliaf- 
ten für gegenwärtig erbrachte Dienste 
gezahlt werden, können nur in diesem 
Staate besteuert werden, es sei denn, 
daß die Zahlung an einen deutschen 
Staatsangehörigen geleistet wird, der 
nicht zugleich Staatsangehöriger des 
Königreichs Griechenland ist. 

(2) Vergütungen, die aus öffentlichen 
Kassen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, ihrer Länder oder deren Gebiets- 
körperschaften für gegenwärtig er- 
brachte Dienste gezahlt werden, kön- 
nen nur in diesem Staate besteuert 
werden, es sei denn, daß die Zahlung 
an einen Staatsangehörigen des König- 
reichs Griechenland geleistet wird, der 
nicht zugleich deutscher Staatsangehö- 
riger ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht 
auf Vergütungen für Dienste anzuwen- 
den, die im Zusammenhang mit einer 
auf Gewinnerzielung gerichteten ge- 
werblichen Tätigkeit eines der Ver- 
tragstaaten oder einer seiner Gebiets- 
körperschaften stehen. 


TOtaUT'^ TTSplTITCOGSt, TO GCp- 

Opov 111 0 XI 


(4 ) Elc; f^v TTSpirrTcoGLV Aoycp g/s- 

Gscog [xeToeJo Tou zaTaßaAAovTOi; xal toü 
A außavovTOc yj [xsTayj apL90Tsptov TOUTtov 
xal aXXoo tlvo:; TpOGcoTou, tÖ ttogöv Ttav 
xaTaßaXXousvcov $Lxa{.co;xaTtov Xocpißavo- 
p£V7;c; Ütt’ Tvj; xp'/;g£C 0C, ^LxaitopaToc; 

7j TrXy pocpopuov §La va OTOia xavaßaXXov- 
TaL, ürrspßaLVsL t6 ttogov to ottolov yÖsXs 
GUpL^cov/jö'/i pLSTayj TOU xocTaßdXXovToc; 
xal TOU XapßdvovTOC sdv Ssv UTryjp/sv r\ 
£V Xoycp G/£G!,^ al TOU TrapovToc; 

dpOpou £9ap[x6sOVTaL piovov Irrl toü ts- 
XoUTaLou pv'/;[xoVcu6£VTOi; ttogou. El;; tt^v 
TTS ptTlTCOGLV TaUT'/jV, TO UTTcpßdXXoV [USpO^; 
Tojv TüX'/jpcofXüjv 0d 90poXoy'yiTat. Gup,90)- 
veog TTpOg T'^V VOfXOÖcGLaV SXaGTOU XupL- 

ßaXXopevou KpdTou;; XaußavopsvcDV Ssov- 
Tcoc; U-’ o^Jet, Tcov XoiTzcov StaTa^scov tt)^ 
TapoÜGT^c; Gu:x9u>v(a^. 


’'A p 6 p 0 V IX 

(1) KspS'/] £X TT)^ TTCoXr^GCtOq, pLSTOeßL- 
ßdascoi; y) dvTaXXayvj^ -aytou x£90cXaLou 
XT(jo;x£Va utto x7.tolxou Ivoc tcov EurxßaX- 
Xo;x£Vc:»v KpocTCiV xal TpospyoiXEva £x 
rrrpfcov £V tc) STzpc) Eu[xßaXXo[X£Vcp Kpd- 
T£?., Od 90poXoyouVTaL [xovov £v tcT) TrpcoTco 
[XV7;;XOV£u0£VT!. KpdTSt, 


(2) 'II 7:apdypa9og (1) Ssv £9apu6- 
’Czxyx bayyj.r xaToixoc; kvhQ tcov XufxßaX- 
Xofxsvcov KpaTcTjv Sts^dys::, sjxTropLov 
spyaGiav zlc, to STspov EujxßaXXotxsvov 
KpaToc; usgco jxovhxou Iv auTco syxaTa- 
gtLgoco:: xal tä ToiaÜTa y.ip^r^ TpO£p/ov- 
xyi £x ttJ:: [xovhxou tzutt;:; lyxaTaGTa- 
Geco:;. ’Ev TOLauTT^ 77£pL7TT(OG£t £9ap(x6- 
i^£TaL TO dpOpov 111 rrapouGv;; gu[X- 
9covlac. 


A p 0 p o V X 

(1) L'\[xoißal xaTaßaXXojxsvai, utto toü 
A7];xoglou tou BaG!,Xs:lou xf^q 'EXXdSo; t) 
olyaSr^TZOxs £V yivzi KO/dxiy.riq U7ToSt.at.- 
p£G£Co^ auTOu Suk TZOipryjcjoiq \)T:r^p£(J^0Lq 
Od 9 opoXoyoüvTat. [xovov £v tco KpdT£i 
TOUTO), £xt 6 c £dv 7] :rX7'^pco[X'^ ylvsTat. £li; 
E£p[xavüv uTT/jXoov, ögtlc; S£v Tuy/dvsL 
£7rlGT,;; UTyxOOq TOU BaGLX£LOU XT^Q 'EX- 
XdSoc;. 


(2) L\[xo?.ßal xaTaßaXX6tx£va!, utto tou 
A'c;;xoglou tt^c; 'OjxogttovSou A'/]rxoxpa- 
xiy.q xr^r Espfaavlac Toiv yG:)pcSv auTvjr 
7] TCOV TTOXlTLXCOV Ü7rO§La[,p£G£COV aUTCOV 

§Ld TTapouGa^ U7Tr^p£Glac; 0d 9 opoXoyouv- 
xai [XOVOV £V TcTj KpdTct. toutco skxoc 
Idv fj tiXt^PCOU'}; yLV£Tai sl;; UTryxoov toü 
BauiXclou toü BaGt-Xstou tt^c; 'EXXd^oc; 
OGT!,;; ^ev £lvai iTzLöTiQ Fepiiyvbq U7zr}xooQ. 


(3) Al Styxy^Eiq tcov 7rapaypd9cov (1) 
xal ( 2 ) Ssv £ 9 ap[x 6 l^ovTaL IttI duoißcov 
£VaVTl ÜTTT^psGLCJV GUvS£0[X£VC0V TTpOC olaV- 
§'/]TOT£ £[X7ropix'^v irziysipT^Giv t; EpyaGiav 
Si£payo[X£V'ciV £lc sxaTspov tcov XujxßaX- 
Xo[X£VCOV KpaTCOV 7) TCOV TTOXlTLXCiv aUTCOV 
Ü7TO(5f.aLp£G£COV £7rl GXOTTCO X£p5oU;;. 


base; in such event Article III or XI 
of this Agreement is applicable. 

(4) Where, owing to a special re- 
lationship between the payer and the 
recipient or between both of them 
and some other person, the amount 
of the royallies paid, having regard 
to the use, right or Information for 
which they are paid, exceeds the 
amount which would have been agreed 
upon by the payer and the recipient 
in the absence of such relationship, 
the provisions of this Article shall 
apply only to the last-mentioned 
amount. In that case, the excess part 
of the payments shall remain taxable 
according to the law of each Contract- 
ing State, due regard being had to the 
other provisions of this Agreement. 


Article IX 

(1) Gains from the sale, transfer or 
exchange of capital assets derived 
by a resident of a Contracting State 
from sources within the other Con- 
tracting State shall be taxable only 
in the first-mentioned State. 


(2) Paragraph (1) shall not apply 
where a resident of a Contracting 
State carries on a trade or Business 
in the other Contracting State through 
a permanent establishment situated 
therein and such gains are attributable 
to that permanent establishment; in 
such event Article III of this Agree- 
ment shall be applicable. 


Article X 

(1) Remuneration in respect of pres- 
ent Services paid out of public funds 
of the Kingdom of Greece or any 
political sub-division thereof shall be 
taxable only in that State unless the 
payment is made to a German national 
who is not also a national of the 
Kingdom of Greece. 


(2) Remuneration in respect of pres- 
ent Services paid out of public funds 
of the Federal Republic of Germany 
or its Länder or political sub-divisions 
thereof shall be taxable only in that 
State unless the payment is made to a 
national of the Kingdom of Greece 
who is not also a German national. 


(3) The provisions of paragraphs (1) 
and (2) shall not apply to remunera- 
tions in respect of Services in connec- 
tion with any trade or Business carried 
on by either of the Contracting States 
or political sub-divisions thereof for 
purposes of profit. 
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(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch 
für Vergütungen, welche die Deutsche 
Bundesbank, die Deutsche Bundesbahn 
und die Deutsche Bundespost sowie 
die entsprechenden Organisationen des 
Königreichs Griechenland zahlen. 


Artikel XI 

(1) Einkünfte, die eine in einem Ver- 
tragstaat ansässige Person aus einem 
freien Beruf oder aus sonstiger selb- 
ständiger Tätigkeit ähnlicher Art be- 
zieht, können nur in diesem Staate be- 
steuert werden, es sei denn, daß die 
Person für die Ausübung ihrer Tätig- 
keit in dem anderen Vertragstaat re- 
gelmäßig über eine feste Einrichtung 
verfügt Verfügt sie über eine solche 
feste Einrichtung, so kann der Teil der 
Einkünfte, der dieser Einrichtung zu- 
zurechnen ist, in diesem anderen 
Staate besteuert werden. Ungeachtet 
der vorstehenden Bestimmungen kön- 
nen Einkünfte, die berufsmäßige 
Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund- 
funk- oder Fcrnsehkünstler und Musi- 
ker, sowie Sportler, aus ihrer in die- 
ser Eigenschaft persönlich ausgeübten 
Tätigkeit beziehen, in dem Vertrag- 
staat besteuert werden, in dem sie 
diese Tätigkeit ausüben. 

(2) Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Ver- 
tragstaat ansässige Person aus unselb- 
ständiger Arbeit bezieht, können nur 
in diesem Staate besteuert werden, es 
sei denn, daß die Arbeit in dem ande- 
ren Vertragstaat ausgeübt wird. Wird 
die Arbeit dort ausgeübt, so können 
die dafür bezogenen Vergütungen in 
diesem anderen Staate besteuert wer- 
den. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 kön- 
nen Vergütungen, die eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person für eine 
in dem anderen Vertragstaat ausge- 
übte unselbständige Arbeit bezieht, 
nur in dem erstgenannten Staate be- 
steuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem ande- 
ren Staate insgesamt nicht länger 
als 183 Tage während des betref- 
fenden Steuerjahres aufhält, 

b) die Vergütungen von einem Arbeit- 
geber oder für einen Arbeitgeber 
gezahlt werden, der nicht in dem 
anderen Staate ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht vom Gewinn 
einer Betriebstätte oder einer festen 
Einrichtung abgezogen werden, die 
der Arbeitgeber in dem anderen 
Staate hat. 

(4) Aufsichtsrats- oder Verwaltungs- 
ratsvergütungen und ähnliche Zahlun- 
gen, die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Person in ihrer Eigenschaft 
als Mitglied des Aufsichts- oder Ver- 


(4) Al Tciv 7:apaYpa9cov (1) 

xai (2) £(pap[XüsovTai. xal ettI 

ajjioißwv xaTaßaXXopLEVCov u-o ttJc; 'OpLoa- 
tcov 'OptoaTrov- 
S'.axwv XtSr^poSpopicov xal T7i(; 'OptoaTTOV- 
SiaxT]^ TaxuSpopLLXY^^ 'T-T^psala^ 
xal Tä)V avTtCTTolytov ’OpyavLapLOiv toü 
BacTLXclou *EXXaSo<;. 

WpOpov XI 

(1) Ela6S7]pia xTcbptEVOv urro xaTOLxou 
Evö^ Twv SupLßaXXopLEvcov Kpa-ebv Evavxt. 
ETrayyEXptaTLXWv üx7jpEC7Loiv ^ ZTzpac, 
avE^apT-iQTOu SpaaTYjptoTrjTO^ Trapopiola^ 
0a 9opoXoy7iTaL ptovov ev 
K paTEL TOÜTCx>, EXTO^ lav ZXTi 
Osalv Tou xavovLxtb^ xaOcopt,apL£V'/]V ßaatv 
eI^ ETEpov I]upißaXX6p!,Evov KpaTOf; Tzpbe, 
Tov ctxottÖv oLGKT^ozoiC, SpaaTT]- 

piOTflTOQ Tou. ’EaV StaGETT] TO!,aÜT7]V xa- 
0(UpLCTp(,EV7]V ßaaLV TO p(,£pO<; EXELVO TOU 
ELaoS7ip!,aTO(; t6 Trposp/opiEVOV ex ty]^ xa- 
0(x>p!.CTpL£V'/]<; ßacTECo;; SüvaTai. va 9 opoXo- 
yr^Of) EV Tcb ETSpW KpdcTEU ’AvE^apTIQTCU«; 
Tä)V SLaXapißavopiEvcov eI^ 7TpoY]you- 
pLEvac; St^aTa^E!,?, Ela6S'/]pt.a XTCoptEVov 
Ü7t6 TTpOacOTTCOV TiapE/OVTCOV UTTTipECTia^; 
S7]p(,oc7lac; ^Jjuxaycuyla^, t^tol xaXXLTEyvoiv 
0EaTpou, x!,v7jp(,aToypa90u, paSL 09 (uvou t] 
T 7 ]XEopaaE(U(; xal ürco ptouaLx^v xal aGXr]- 
TWV, EX Tt]^ TrpoaCUTTLXT]^ aUTWV SpaCTEOi^ 
cb^ TO!,aÜT7j^, SüvaTai va ^opoXoyrfifi ev 
TW XupißaXXopiEvw KpaTEL öttou SiE^ayE- 
TaL 7] TOLaUTY] SpacTL^. 


(2) MloGoI, Y]pLEpopt.La0La xal aXXat 
TrapopLola^ 9ÜaEco^ apioLßal XTcopLEvai. ütto 
xaTOLXou Evo^ Twv Xupt,ßaXXopt,Evwv Kpa- 
Twv SP Ep!,pt,La0ov a7La(7"/6XY]cr!,v 0a 9opo- 
XoyoüvTaL ptovov ev tw KpaTEL toutw, 
EXTo^ Eav Y] aTTaayoXxm^ aaxYjTat. eI^ t 6 
ETEpov XuptßaXXopiEvov KpaTo^. ’Eav y] 
aT:aCTx6XY]aL^ aaxYjTat outw, Traoa e^ 
aÜTY)^ airoppEouaa a7ro^Y]piLwaL^ SüvaTat. 
va 9opoXoy'/]0'^ eI^ to sTspov toüto KpaTO^. 


(3) ’AvE^apTTjTW^ Twv SiaTa^EWv ty]^ 
dvwTEpco 7rapaypd9ou (2) aTiol^Tipdwot,^ 
XTWJjLEVY] ÜtTO XaTolxOU EVO^ TWV XufxßaX- 
XojjLevcov KpaTwv Sl’ sjapnaGov aTraa/o- 
X'/](7LV daxoupiEVT^v EV TW ETEpw XuptßaX- 
Xojasvw KpaTEL Od 9opoXoyYiTaL ;a6vov el^ 
TO TTpWTOV pLVY]pLOVEU0£V KpaTO^ sdv : 

a) 6 Xaptßdvwv EuploxETaL elc; t6 ETspov 
TouTov KpaTO^ SLa ypovixr^v rrEploSov 
ri TTEpLoSou^ pLY] uTTEpßaLVoüaa; auvo- 
Xlxw^ 183 xpLEpa^ xaTa t6 olxelov 
90 poXoyLx 6 v eto^ xal 

ß) Y] d7ro(^Y]pLtwaL^ xaTaßdXXsTai ut:o 
Sid XoyapLaapLov spyoSoTou 6 ottoloi^ 
SeV ELVaL XaTOLXO^ TOU ETEpOU TOUTOU 
KpdTOU;; xal 

y) Tl IX7lO^T^lJL^OialC, SeV EXTTLTTTETaL EX TWV 
XEpSwv pLovLpLou syxaTaGTaasw^ ^ 
XaGwpiapLEVY]!; ßdc7£W^ TYJV OTTolaV 6 
IpyoSoTY;^ SiaT'/jpEL ev TW STSpW TOÜ- 
TW KpaTEL. 

(4) L\pLOLßal SleuGuvtwv xal Trapo- 
pioLaL TrXr^pwpLal XTwpisvaL ütto xaTolxou 
EVO^ TWV XupLßaXXopLEVWV KpaTWV ü-ö 
Tr,v ISLOTT^Ta TOU w^ p.sXou^ Alolx'/;tlxoü 
X upißouXlou ETaLpla.^ y^tl^ EtvaL xaTOLXo^ 
TOÜ ETEpou SupißaXXopLEvou KpaTOuc;, Sü- 


(4) The provisions ot paragraphs (1) 
and (2) shall also apply to remunera- 
tion paid by the Deutsche Bundesbank, 
the Deutsche Bundesbahn and the 
Deutsche Bundespost and the cor- 
responding organisations of the King- 
dom of Greece. 


Article XI 

(1) Income derived by a resident of 
a Contracting State in respect of Pro- 
fessional Services or other indepen- 
dent activities of a similar character 
shall be taxable only in that State 
unless he has a fixed base regularly 
available to him in the other Con- 
tracting State for the purpose of per- 
forming his activities. If he has such 
a fixed base such part of that income 
as is attributable to that base may be 
taxed in that other State. Notwith- 
standing anything contained in the 
foregoing provisions income derived 
by public entertainers, such as theatre, 
motion picture, radio or television 
artists, and musicians, and by athletes, 
from their personal activities as such 
may be taxed in the Contracting State 
in which these activities are exercised. 


(2) Salaries, wages and other similar 
remuneration derived by a resident 
of a Contracting State in respect of an 
employment shall be taxable only in 
that State, unless the employment is 
exercised in the other Contracting 
State. If the employment is so exer- 
cised, such remuneration as is derived 
therefrom may be taxed in that other 
State. 


(3) Notwithstanding the provisions 
of Paragraph (2) above, remuneration 
derived by a resident of a Contracting 
State in respect of an employment 
exercised in the other Contracting 
State shall be taxable only in the first- 
mentioned State, if 

(a) the recipient is present in that 
other State for a period or periods 
not exceeding in the aggregate 183 
days in the fiscal year concerned, 
and 

(b) the remuneration is paid by or on 
behalf of an employer who is not 
a resident of that other State, and 

(c) the remuneration is not deducted 
from the profits of a permanent 
establishment or a fixed base 
which the employer has in that 
other State. 

(4) Directors' fees and similar pay- 
ments derived by a resident of a 
Contracting State in his capacity as 
a member of the board of directors 
of a Company which is a resident of 
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wdUungsrates einer Gesellschaft be- 
zieht, die in dem anderen Vertragstaat 
ansässig ist, können in diesem ande- 
ren Staate besteuert werden. 

(5) Vergütungen für Dienstleistun- 
gen, die an Bord eines Seeschiffes im 
internationalen Verkehr erbracht wer- 
den, können in dem Vertragstaat be- 
steuert werden, in dem sich der Regi- 
sterhafen des Schiffes befindet. 

(6) Vergütungen für Dienstleistun- 
gen, die an Bord eines Luftfahrzeuges 
im internationalen Verkehr erbracht 
werden, können in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet, das die be- 
treffende Person beschäftigt. 

Artikel XII 

(1) Ruhegehälter und Renten {außer 
Ruhegehältern und Renten im Sinne 
der Absätze 2 und 3), die eine in 
einem Vertragstaat ansässige Person 
aus Quellen innerhalb des anderen 
Vertragstaates bezieht, können nur in 
dem erstgenannten Staate besteuert 
werden, 

(2) Ruhegehälter und Renten, die 
aus Öffentlichen Kassen des König- 
reichs Griechenland oder einer seiner 
Gebietskörperschaften gezahlt werden, 
können nur in diesem Staate besteu- 
ert werden. 

(3) Ruhegehälter und Renten, die 
aus öffentlichen Kassen der Bundes- 
republik Deutschland, ilircr Länder 
oder deren Gebietskörpsrschaften ge- 
zahlt werden, können nur in diesem 
Staate besteuert werden. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch 
für Ruhegehälter und Renten, die die 
Deutsche Bundesbank, die Deutsche 
Bundesbahn und die Deutsche Bundes- 
post sowie die entsprechenden Organi- 
sationen des Königreichs Griechen- 
land zahlen. 

(5) Ruhegehälter, Renten und andere 
wiederkehrende oder einmalige Ver- 
gütungen, die ein Vertragstaat oder 
eine juristische Person des öffent- 
lichen Rechts dieses Staates als Ver- 
gütung für einen Schaden zahlt, der als 
Folge von Kriegshandlungen oder 
politischer Verfolgung entstanden ist, 
können nur in diesem Staate besteu- 
ert werden, 

Artikel XIII 

(1) Einkünfte, die eine in einem Ver- 
tragstaal ansässige Person aus unbe- 
weglichem Vermögen bezieht, können 
in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches 
Vermögen" bestimmt sich nach dem 
Recht des Vertragstaates, in dem das 
V^ermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt 


V0tVT7.l va CpOpCAOVTjOouV 7(7) i:7£p(p 

7C’j7(p Kparsi. 


(5) ’ Bit. -poGoinzoc; 

r:y.pzyoaivy.^ im tiXolou zl<; 
[jLSTaepopa«; SuvaTai va epopoXo- 
KpaTOf; Iv 

tcT) 6-01(0 supiGXSTai 6 XiafiV vr/oXoy'/j- 

GeCO:: 700 ->.0100. 

(6) ’A-oUr,rji[coG!,; 6'A -poGcoTTixaf; 

'jmr^ptoixQ -apsy/oasva; |-l xzpoGyAcpo'jc; 
zip SisOvEi;; [xZTXipopxc, Sövara'. oa epopo- 
XoY'/;67j 70 lloijißaXXoiJLsvov Kpx'zoc, 

OTTOO z'jpiayzzxi r] Trpay'xaTO/.'y] SteöOov- 
G '4 7(00 EpyOtG!.(OV ZTfC, E-IXElpr^GECOC, 
XTcxoyoXzX Toc r:xpzyov~x '^-r^pz<3ixc, 

zx'j-xz -poGCorra. 


’ApOpov XII 

(1) IlocGa g6v73(7i; xal T:aG7. -EpLo^'^XY] 

-xpry/jr^ (7:>.7;o tcov dva9Epo[jisvcov zip 'zxc; 

-apaypd9oo; 2 xal 3 GOVTa^son-» xal T:a- 

po/wv) X 7 Cib[JL£Vai OTTO XaTOlXOO EVO; TWV 
XotxßaXXouEvcov Kp^Tcov £X -rpj'cov iv':hc, 
Too sTspoo XofjLßaXXotjLEVoo KpdToo«; 90- 
poXoyoövTat. uovov zlz 76 T:p 6 j 70 V avT^Lio- 
vsoOev Kpd7oc. 

(2) Xov7di£!,; xai — spioi^exal rrapo/al 
xa7aßaXX6u3V7', 6-6 706 A'/;uog[oo too 
B aoiXsioo Tvjf; 'EXXdSo^ '/] ol7.g5y;7:ote sv 

yfVcL TSjIXZV/Az O-O^lOnpEGSWC 70700 07 

9opoXoyo6v77i aooov so 'zoi Kpo^mi tooto). 


(3) XoV77'EL^ X7l -EploSlXai -7p0/7l 
X7T7ß7XX6(X£V7'. 07:6 700 Ar^UOGlOO ZT^q 
'OgoGTiOvSoo A7;;xoxp77''7:; T'r^p rEp[X7VL7(; 

T( 6 v y(op(av r^ 7(oo rroXiTixciv otto- 
3!,7ip£GECov 707(00 Od 9opoXoyo6v77i uooov 
ZV ZCi Kp77El 7007(0. 

(4) Al SixTxlz'.z, 7(7)0 -7p7yp79(oo (2) 
X7l (3) £97 p;jl6loo77!, ZTzior^c, im G 0077 - 
C£(oo xal — cp'.o6ex(T)o rrapo/yoo xaTaßaX- 
XopLEOCOO 6-6 zf^q 'OpLOG-Oo8L7X7i^ Tp7- 

7(7)0 '0'jLOG-oo$i7X(oo Xi3r^poSp6- 
;x(jov xal -zr^c, 'OpiOGTrooSiaxT^:; TayoSpo- 
yivAz 'T-r^pEGla:: 6 ):: xal toIo do7!,G7ol- 
'/(oo opyaoLGUcoo 706 BaGiXsloo 7 ^:; 'EX- 
XdSoc. 

(5) SooTd^S!,?, TTspioSexal rrapo/al xal 

dXXat. e-aoaXajxßaoouEoai yj uy] d-ol^'(]- 
uLcoGEic; xaTaßaXXojjLEoat 69 ’ 606 ^ £x tcov 
XojxßaXXoufowo Kp 77000 v] 6-6 oo(xixo6 
TrpoG(67roo At^'xogIoo Aixaloo äof; 77 : 0 - 
Yryxuvaiq, TpaoaaTiGUOo ßXdßr^o 

-poEsoyOsiGao Xoyco s/OpoTpaiKoo rj 
TToXiTixoo 3L(oy[xou 0d 9opoXoyo6o7ai 
0,6000 £0 7 ( 7 ) KpaTE'. 7007(0. 


''A p 0 poo XII 1 

(1) ElG6(3y;ua x 7 (')p.£ooo 67:6 xaTolxoo 
£o 6 ; ex 70)0 Xo;xßaXXou£ 0 (oo KpaTooo 
7X10^700 l^LOXT'r^Gla:: 6607771 od 9 opo- 
XoyyOy 76 XoußaXXouEOoo KpaTo^: 

07700 £6plGX£77!, 7) £0 XoyOO ISlOXTr^ GLa. 

( 2 ) 'O opoc ,, 7 xloy; 7 o:; IdioxT^Gla” 0 d 
7rpoG6Lopll^y77i go;x 96)0 (o:; Trpo;; 706^ 
060 , 00 :: 700 XooßaXXouEOoo Kp 77 oo; Io 
7 ( 7 ) OTtOUp £ 6 plGX£ 77 L 7 ) lo X 6 y(p 'AlOXT'r;- 


the other Contracting State mav be 
taxed in that other State. 


(5) Remuneration for personal Serv- 
ices performed aboard a ship in inter- 
national traffic may be taxed in the 
Contracting State in which the ship's 
port of registry is situated. 

(6) Remuneration for personal Serv- 
ices performed aboard an aircraft in 
international traffic may be taxed in 
the Contracting State in which the 
place of the effective management of 
the enterprise is situated, which ein- 
ploys the person concerned, 


Article Xll 

(1) Any pensions and any annuity 
(excluding any pension and annuity 
referred to in paragraphs (2) and (3)) 
derived by a resident of a Contracting 
State from sources within the other 
Contracting State shall be taxable 
only in the first-mentioned Stale. 

(2) Pensions and annuities paid out 
of public funds of the Kingdom of 
Greece or any political sub-division 
thereof shall be taxable onI\ in that 
State. 

(3) Pensions and annuities paid out 
of public funds of the Federal Re- 
public of Gennany or its Länder or 
political sub-divisions thereof shall be 
taxable only in that State. 

(4) The provisions of paragraphs |2) 
and (3) shall also apply to pensions 
and annuities paid by the Deutsche 
Bundesbank, the Deutsche Bundesbahn 
and the Deutsche Bundespost and the 
corresponding organisations ot the 
Kingdom of Greece. 

(5) Pensions, annuities and other 
recurring or non-recuriing remunera- 
tion paid by a Contracting Stale or 
by any legal person organized under 
the public laws of that State as com- 
pensation for an injury or damage 
sustained as a result of hostilities or 
political perseculion shall be taxable 
only in that State. 


Article XIII 

(1) Income derived by a resident of 
a Contracting State from immovable 
property may be taxed in the Con- 
tracting State in which such property 
is situated. 

(2) The term "immovable property" 
shall be defined in accordance with 
the laws of the Contracting Stale in 
which the property in question is 
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in jedem Fall das Zubehör zum unbe- 
weglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaft- 
licher Unternehmen, die Rechte, auf 
die die Vorschriften des Privatrechtes 
über Grundstücke Anwendung finden, 
die Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen sowie die Rechte auf ver- 
änderliche oder feste Vergütungen für 
die Ausbeutung von Mineralvorkoin- 
men, Quellen und anderen Bodenschät- 
zen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten lür 
Einkünfte aus der unmittelbaren Nut- 
zung, der VermieLung oder Verpach- 
tung sowie jeder anderen Art der Nut- 
zung unbeweglichen Vermögens, ein- 
schließlich der Einkünfte aus land- 
und forstwirtschaftlichen Unternehmen. 
Sie gelten ferner für Gewinne aus der 
Veräußerung unbeweglichen Vermö- 
gens. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch 
für Einkünfte aus unbeweglichem Ver- 
mögen anderer als land- und forst- 
wirtschaftlicher Unternehmen und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Ver- 
mögen, das der Ausübung eines freien 
Berufes dient. 


Arti kel XIV 

Die Einkünfte, die Hochschullehrer 
aus einem der Vertragstaaten als Ver- 
gütung für eine Lehr- oder Forschungs- 
tätigkeit an einer Universität in dem 
anderen Vertragstaat während eines 
vorübergehenden Aufenthalts von 
höchstens zwei Jahren beziehen, Vv^er- 
den in diesem anderen Staate nicht 
besteuert. 

Artikel XV 

Zahlungen, die ein Student oder 
Lehrling aus einem der Vertragstaa- 
ten, der sich in dem anderen Vertrag- 
staat ausschließlich zum Studium oder 
zur Ausbildung aufhält, für seinen Un- 
terhalt, sein Studium oder seine Aus- 
bildung erhält, werden in diesem an- 
deren Staate nicht besteuert, sofern 
ihm diese Zahlungen aus Quellen 
außerhalb dieses anderen Staates zu- 
fiießen. 

Artikel XVI 

(1) Unbewegliches Vermögen im 
Sinne des Artikels XIII Absatz 2 kann 
in dem Vertragstaat besteuert wer- 
den, in dem dieses Vermögen liegt. 


(2) Vorbehalllidi des Absatzes 1 
kann Vermögen, da.s Betriebsvermö- 
gen einer Betriebstätte eines Unter- 
nehmens eines Vertragstaates darstelit 
oder das zu einer der Ausübung eines 
freien Berufes dienenden festen Ein- 
richtung gehört, in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich die Be- 


aiy,. '(.) öpoc outoc 6a TTcptXaußavr^ iv 
Tiaaz; -cpiTTTOjosi iSm'/.r/;crtav Trapero- 

(ACCESSOKY) TzpoQ t 7 ;v axfvv^T&v 

ToiaÜT'/;v, '/.T/;voTp09iac y.y .1 scottA!.- 

agöv yzoipYiy.o^v zal Saatxcov ert/s'-pY;- 
aecov. ^L'/.aLcogaTa 39’ (ov E9apuö2ovTai 
al yzviy.f^c vogoözcytac Trspi 

kyyzifj'j zr.iy.ypr.iyv zrA yy.i- 

vr^xo'j —zpwjGiya yyi <^!.>:arca|zaTa £”1 [xz- 
TaßX'/'Tcbv r^ —ayhov xaTaßoAtbv t7;v 
ZTzzZzpyxaiy^j uzTaAAsuTv/.oiv zoiTaaua- 
Tcov y aAAou 9’jaLxou -ao’jto'j. H Aora zat 
yzpooyA^r^ Szv OiOpoüvTai Ar aziNyTor 
iHioyzr^rjty. 

(3) Al Siy.zyizic tAv aveoTspeo -apa- 
Ypa9cov (l) y.y.i (2) 6a £9apuötojVTaL z-i 

-poep/ogsvou zz yixzGryj 
ypycroOjr. v; zz zvoiyjAozojz az:iv7;T0u l§io 
yzr^rriyz y zr^z ypyactor 'J9’ olav^TjTroTC 
irspav ;jLop9T^v -r^:i zv Aoycp l^Loxryalac. 
rrspiÄagßavogA^o'j Toß olcro^ygaroc zy 
YECopyc/'cbv Y Saac/.Av crr'./sLp'^GCCov. 
'QcyaÜTcoc 6a i9apgöwtovTa!, zttl yzeSoiv 
:rpo£p/og.£v(ov iy. TTjr a-aXACTpLAazo: 
zr^z axLvyrou l^LoxT^Giar. 

( 4 ) Al ^lyzyzz'.z tAv avrorspeo rrapa- 
Ypa9Cüv (I) £(oc {'^) Oa £9aptjLogcovTa'. 
AGa'jTo; r-l ölao^rgj.a'Tor zl axiv^Tou 
l^ioy-r^Glyz olcovt^yrroTc ZTziyzipr^azcov 
zyzbe tAv YcCopyLzAv y «5aae/,Av toio'j- 
T(ov (or xal zrzi slao^v^uaTOC z’i axrvyTO'j 
l*^t,oxT/,alac /pyGg/o-oioufXEV'/;:: SA Tyv 
a <jy. Y G ' V I TT a Y yz'/. ; a t i y. A v ’ j —r, p z g ub v . 

''ApOpov XIV 

Vyo'jS r/j.y. xtAusvcv Ötta xaÜYYYToö 
zl kvbc zy tAv XujxßaXXousvojv KpaTAv 
Ar a-ov/;guoG!,r zyyyzi SiSaGxaXlar y 
r-iGTYgcvixYc zpyyciyc zlz navc:T!,cyTY- 
utov xara Tyv SApyziyv rrpoGcopwyr 
TrapagovYr 'J77£pßa!.vo'jaYr ra Süo 

ZZT^ zy T(T) ETSpfO X'Y'JLßaXAG'JLCVCp KpaTC!,, 
Szy 6a 9opoXGVYTat, zy tA sTipo tcöto 
K pa-c 


' ApOpov \V 

XpYgaT'/xa rroGa zy CTTOia ö~'yjSy.- 
GT^r r^ ixy. 0 r,zz') 6 ixzyoz zlc STräyYcXua 
TTpoep/ogsvor z'i zybc tcov X'jgßaXXogs- 
v(ov Kpa.TAv xal ^lagivfov iv tA zzzpio 
XugßaXXogsvcp Kparsi aTTOxXsiGTcxAr 
xal gövov ^la tÖv ctxgttov sxTraiSeü- 
GsAr TO'j Y sca.GXYGiAr tou, Xagßavri 
Sia zr^y GuvT^pyalv to'j, sxTralSruatv y 
z^yayf,Gly tou, Szy 6a 9opoXoYoi>vTaL zlc 
TO zzzpoy TOUTO Kparoc. £9’ oaov Ta 
TTOGa TauTa xaTaßaXXovTai, sic aÖTov £X 

TT^yebv cbp!,GXOg£V(OV eXTOe TO'b ZTCpOU 
TOÖTOO KpaTOOC. 

V\p6pov xvr 

( 1 ) 1\ c 9 ä>. a L o V a 7:0 T £>. 0 b g c v o v zz a x ' - 
vyTO’j l^LOXTYGlac Ac opl'CcTat, zy zf^ Tzy.- 
pyypy.'^o) (2 ) toO apÖpou XII l Tyc rra- 
pobayc Gog9covlac 3'jvaTai va 90poXoYY- 
67; zlz TO XogßaXXögcvov KpaToc clc to 
b-oiov z'jpiGyzzy.i y zy Xbycp l^iox-Tyala. 

(2) J'gpo’jgsvov tAv Siyzyzzay zyz 
zypyypA^o'j (1). X£9aXa',ov GovcGTajicvov 
cx rraylcov gtoi/cIcov arroTcXobvTrov gepo: 
TYP imycipYgotTCXYc rrcpiojolac tyc ypY- 
GLgoTTOLoogsvYc £V ziy>. g.ovlgcp zyyyzy- 
GTaacL TYP £:7!.y£LpYa£<:op evoe £x. tAv 
X’ jgßa/.Xogcvcov KpaTAv y TTaylcov 
GTOv/euov dvYz6vT(')v dp xaOcop'.GgsvYz 
ßdatv ypYGgro-oioov.svYv rrpop aGXYGtv 


situated. The term shall in any case 
include property accessory to im- 
movable property, livestock and equip- 
ment of agricultural and forestry 
enterprises, rights to which the provi- 
sions of general law respecting landed 
property apply, usufruct of immovable 
property and rights to variable or 
fixed payments as consideration foi 
the working ot mineral deposits, 
sources and other natural resources; 
ships and aircrafi shall not be re- 
garded as immovable propert\ , 

(3) The provicions ot paragraphs (1) 
and (2) above shall apply to income 
derived from the direct use or from 
the letting of immovable property or 
the use iji anv other form of such 
property, including income from agri- 
cultural or forestry enterprises. They 
shall likewise apply to profits from 
the alienation cf im.mcval:)le property. 

(4) The provisions of paragraphs (1) 
to (3) above shall also apply to the 
income from immovable property of 
any enterprises other than agricultural 
or forestry enterprises and to income 
from immovable property used for the 
performance of Professional Services. 

A r t i c 1 e XIV 

Income derived by a professor from 
one of the Contracting States as re- 
iiiuneiation for teaching or research 
work, during a period of temporary 
residcnce not exceeding two years, at 
a universily, in the other Contracting 
State, shall not be taxed :n that other 
State. 


A r t i c 1 e XV 

Payments which a Student or busi- 
ness apprentice from one of the Con- 
tracting States v/ho is present in the 
other Contracting State solely for the 
purpose of his education or training 
receives for the purpose of bis main- 
tenancc, education or training, shall 
not be taxed in that other State, 
provided that such payments are made 
to him from sources outside that other 
State. 

Arti de XVT 

(1) Capital represented by immov- 
able property as defined in Para- 
graph (2) of Article Xfll of this Agree- 
ment may be taxed in the Contracting 
State in which such property is 
situated. 

(2) Subj'^Kt to the provisions of 
Paragraph (1), Capital represented by 
assets forming part of the business 
property employed in a permanent 
establishment of an enterprise of a 
Contracting State, or by assets per- 
taining to a fixed base used for the 
peifonnance ol Professional Services, 
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Iriebstätte oder die feste Einrichtung 
befindet. 


(3) Seeschitfe und Luftfahrzeuge im 
internationalen Verkehr und Vermö- 
genswerte, die nicht unbewegliches 
Vermögen darstellen und dem Betrieb 
dieser Schiffe und Luftfahrzeuge die- 
nen, können nur in dem Vertragstaat 
besteuert werden, dem nach Artikel V 
das Recht zur Besteuerung der Ge- 
winne aus dem Betrieb dieser Schifte 
oder Luftfahrzeuge zusteht. 

(4) Alle anderen Vermögensteile 
einer in einem Vertragstaat ansässi- 
gen Person können nur in diesem 
Staate besteuert werden. 


Artikel XVII 

(1) Bei einer im Königreich Grie- 
(henland ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

Vorbehaltlich der Vorschriften des 
griechischen Einkommensteuerrechts 
wird die deutsche Steuer, die nach den 
Gesetzen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und nach Maßgabe dieses Ab- 
kommens entweder unmittelbar oder 
im Abziigsweg von den Einkünften aus 
Quellen innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland erhoben wird, auf die von 
diesen Einkünften zu entrichtende grie- 
chische Steuer angerechnet. 

(2) Bei einer in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Person wird 
die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. Von der Bemessungsgrundlage der 
deutschen Steuer werden die Ein- 
künfte aus Quellen innerhalb des 
Königreichs Griechenland und die 
innerhalb des Königreichs Griechen- 
land gelegenen Vermögenswerte 
ausgenommen, die nach Maßgabe 
dieses Abkommens im Königreich 
Griechenland besteuert werden kön- 
nen, es sei denn, daß Nummer 2 
gilt. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land behält aber das Recht, die so 
ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte bei der Festsetzung 
des Steuersatzes zu berücksichtigen. 

2. a) Auf die von den nachstehenden 

Einkünften erhobene deutsche 
Steuer werden die folgenden Be- 
träge angerechnet: 

cia) bei Dividenden, die aus dem 
Königreich Griechenland 
stammen, die dafür entrich- 
tete griechische Steuer; 

bb) bei Zinsen, die aus dem Kö- 
nigreich Griechenland stam- 
men, die dafür entrichtete 
griechische Steuer oder, wenn 
diese Zinsen auf Grund der 
besonderen griechischen 


frravY^Aua'Tt.y.cbv oTTYpiCJtwv, SuvarotL va 
'popoXov/iO^ si; "o ^ujjLßaXX6[jL£Vov Kpa- 

TO£ ö-ou z'jpicsy.z“yj. y] uovi'jlo^ syy.aTa- 
aTy.d'.; q yaOcopiagEVT^ ßaaic. 

(3) llXoia y. 7 .l a£poaxa 97 ; /pT,a'uo- 
-oLouusva zlc, SlsOvcTI:; ;j.£T(y. 9 opa^ xal 
£V£pY'/;T'/xa a-ov/sLa, tcXtjv axLV'/jTO'j 
xt7^(tl7c, avy^xovTa zi^ £X[Z£TaXX£ua[.v 
Tcav TOt-ooTcav -Aoiwv xat 3 :£poaxa 9 (av 
6 a 9 opoAoYOuvTaL govov sie, t 6 SufjißaX- 
). 6 ;jL£vov KpaTOc; to ottolov au;jL9(i)vco{; 
-pop TO apOpov V Tz^p Trapouerz^p aupL 9 co- 
viap z/zi TO ^LxaLcoiAa va 9 opoXoY^ Ta 
xfpSv; Ta -po£p 76 [jL£va £x toiootcov 
VaoIwv y a£po<7xa9wv. 

(4) llavTa Ta £T£pa aTOix^ia X£ 9 aAaioo 
Ta OTTO La avr;xo'jv sLp xaTOixov svop twv 
iSo|j.ßaAXo;j,£vc>v KpaTwv 0a 9 opoXoYoijv- 
Tai uovov zip TO KpaTop toüto. 


’ A p 6 p 0 V XVll 

(1) ElC -ZpLTtTCOaLV xaTOlXOO TOU ßa- 
(TlXzloo TTjp ‘EXXaSop 6 96 pop 0a xa0o- 
pLcsTai <bp axoXobOerp: 

TzjpoopLsvcov Twv §LaTa5£a)V ttJc 'EX- 
Xz^vLX'^p 9 opoXoYLx^p vogoO£GLap toü 
£LG o 8 '/jjjLaTop, 6 96 pop t9]p ^Op-ogttovSo'j 
A zjijLoxpaTLac 6 xaxaßXYjTEOp xaxa touc 
VOpLOUP TTjp ‘OpLOarrOvSoU A7][AOXpaTLap T^P 
FzpjjLavLap xal a'j[j. 9 WGwp rrpop tz^v 7ra- 
pouaav GopL 9 covLav £lt£ a[A£aojp r^ Sia 
7 rapaxpaT 7 ;a£cap, £V ax£G£L rrpop t 6 zlcjo- 
S7][jLa TO :rpo£py 6 jjL£Vov Ix tutjywv Ivtoc 
TT jp ‘OjjLOcttovSou Az^ [ jLOxpaTiap ttJp Fsp- 
;xavLap, rrapl/sxaL <bp ttlcjtcocjlc, zvavTL 
ToO 'EXXyvlxoü 96 poo toü xaTaßXv^Tzoo 
IttI TOO £LGoSr;uaTop toutoo. 

(2) Elp TTZpLTTTOXTlV XaTOLXOU TZ^p ‘OuO- 
(jTrovSo’j Az^ijLoxpaTiap T^p F£p!jLavLap o 
96 pop 0a xa0optC£Tai cLp axoXoüOwp: 

1. ’ExTop lav £ 9 apg 6 pwvTaL al SiaTapsip 

Toü xaTcoxIpou (2), IpaLpsTrai 

r^p ßaazwp I 9 ’ i^p 6 96 pop Tvjp ‘Opio- 

cjTTovSoo AvjjjLoxpaTLap TTjp IVp(JLavLap 
ImßaXXzTaL, rrav aTOLy£LOV 
gaTop Ix TT'/jycav IvTop too ßa(7LX£Lou 
TTjp 'EXXa^op xal r:av aTOLX£Lov x£- 
9 aXaLOu £'jpL(Jx6g£vov Ivtoc toü Baai- 
XzLO'j TZjP *EXXa5op, ÖTTZp a'jg 9 d)vwp 
-pop TZ)V Trapouaav (jog 9 covLav ^uvaxai 
v5l 9OpoXoY'/i0fj £Lp TO Ba(TLX£LOV TTjp 

'EXXaSop. ’Ev TOÖTOLp t] 'OgoairovSop 
A'/jgoxpaTLa T'^p F£pgavLap §LaT 7 jp£L 
TÖ ^Lxaicoga va Xaß"^ utt’ ÖlJilv xaxa tov 
xaOopLagov toü GuvT£X£aToü toü 96 pou 
TT^p Ta goto:) l^aipoügzva oToi/sLa 
ZLOo^T;gaTop xal x£ 9 aXaL 0 'j. 

2. 7 .) 0a -apz/'OTaL cop TTLaTwoLc zvavTi 

TOÜ 96 poo TTjp 'OgooTTovSoo Aygo- 
xpaTLap TOÜ xaTaßXT;T£0’j zttl: 

y.y.) gzpiagaTcov rrpoxoTTTovTow zip 
TO BaaiXstov T^p ‘EXXaSop, 6 
ztt’ aÜTwv xaTaßaXXogzvop zv 
'EXXa$t 96 pop. 


may be taxed in the Ciontracting State 
in which the permanent establishment 
or fixed base is situated. 

(3) Ships and aircraft operated in 
international traffic and assets, other 
than immovable property, pertaining 
to the Operation ot such ships and 
aircraft, shall be taxable only in the 
Contracting State which according to 
Article V of this Agreement has the 
right to tax the profits derived irom 
such ships or aircraft. 

(4) All other elements of capital 
which belong to a resident of a Con- 
tracting State shall be taxable only in 
that State. 


Article XVII 

(1) Tax shall be determined in the 
case of a resident of the Kingdom of 
Greece as follows: 

Subject to the provisions of the 
Greek income tax law Federal Re- 
public tax payable uiider the laws 
of the Federal Republic of Germany 
and in accordance with this Agree- 
ment, whether directly or by deduc- 
tion, in respect of income from sources 
within the Federal Republic of Ger- 
many shall be allowed as a credit 
against the Greek tax payable in 
respect of that income. 

(2) Tax shall be determined in tlie 
case of a resident of the Federal Re- 
public of Germany as follows; 

1. Unless the provisions of sub-para- 
graph (2) below apply, there shall 
be excluded from the basis upon 
which Federal Republic tax is im- 
posed, any item of income trom 
sources within the Kingdom of 
Greece and any item of capital 
situated within the Kingdom of 
Greece which, according to this 
Agreement, may be taxed in the 
Kingdom of Greece. The Federal 
Republic of Germany, however, re- 
tains the right to take into account 
in the determination of its rate of 
tax the items of income and capital 
so excluded. 

2. (d) There shall be allowed as a 

credit against the Federal Re- 
public tax payable in respect of 

(aa) Dividencis arising in the 
Kingdom of Greece the 
Greek tax paid thereon; 


ßß) tÖxCVV "POX'JTTTOVTCOV zlc TO Ba- 

olXzlov T'/jp ‘EXXa§oc, 6 Itt’ a’jTwv 
y.aTaßaXX 6 ;jL£V 0 (; Iv ‘EXXocSl 96 - 
po; 7 ], lav Ol Iv Xoyco toxoi arraX- 
XaawvTai toü 'EXXt]vixoü 96 pou 

XoYfp ziSixwv SiaTaiztov TTjc; 
'EXXxvixx; vogo 0 zcriaz 817 tzjV 


(bb) interest arising in the King- 
dom of Greece the Greek 
tax paid thereon, or, if such 
interest is exempt from 
Greek tax due to special 
provisions of the Greek law 
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7:pOCO0'/5(7[.V TTjc OlXOVOJjLLXTjc 

avaTTTuJscoi; tou BocctiXsiou ttJc 
'EXXaSoc, 10% Tou ttoctou tcov 
ZV Xoyti) Toxcov. 


YY) xaTaßaXXoasv/;:: 

UTCO toG *EXX'/jv[,xou Ayjpioaiou 
Tou BamXsiou ttj^ 'EXXaSo^; sic 
EspjjLavov uTt'AjXOOv, öaTti; 5sv 
slvai sirlaTj^ utütjxooc tou Baat- 
Xslou TTj^ *EXXaSoc. 6 stt’ auTTjc 
xaTaßocXXo(jL3voc zv 'EXXa§i 96- 
poc. 


für the Promotion of the 
economic development of the 
Kingdom of Greece, 10 per 
Cent of the amount of such 
interest; 


(cc) remuneration paid out of 
public funds of the Kingdom 
of Greece to a German na- 
tional who is not also a na- 
tional of the Kingdom of 
Greece, the Greek tax paid 
thereon; 


Rechtsvorschriften über die 
Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung des Königreichs 
Griechenland von der grie- 
chischen Steuer befreit sind, 
10 v. H. des Betrages dieser 
Zinsen; 

cc) bei Vergütungen, die aus öf- 
fentlichen Kassen des König- 
reichs Griechenland an einen 
deutschen Staatsangehörigen 
gezahlt werden, der nicht zu- 
gleich die Staatsangehörig- 
keit des Königreichs Griechen- 
land hat, die dafür entrichtete 
griechische Steuer; 

dd) bei den aus dem Königreich 
Griechenland stammenden 
Vergütungen im Sinne des 
Artikels XI Absätze 4 und 5 
die dafür entrichtete griechi- 
sche Steuer. 

b) Bei Einkünften aus Dividenden, 
die einer in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Kapital- 
gesellschaft von einer im König- 
reich Griechenland ansässigen 
Aktiengesellschaft gezahlt wer- 
den, wird jedoch auf die deutsche 
Steuer der Betrag von 30 v. H. 
der Bruttodividenden angerech- 
net, aber nur, wenn 


aa) der deutschen Kapitalgesell- 
schaft mindestens 25 v. H, der 
stimmberechtigten Anteile der 
griechischen Aktiengesell- 
schaft gehören und 

bb) die griechische Aktiengesell- 
schaft ihre Einkünfte aus- 
schließlich oder fast aus- 
schließlich aus dem Bergbau, 
aus der Herstellung oder dem 
Verkauf von Gütern oder 
Waren, aus Dienstleistungen, 
aus Bank- oder Versiche- 
rungsgeschäften oder aus Di- 
videnden bezieht, die eine 
andere griechische Aktienge- 
sellschaft zahlt, die ihre Ein- 
künfte wiederum ausschließ- 
lich oder fast ausschließlich 
aus dem Bergbau, aus der 
Herstellung oder dem Ver- 
kauf von Gütern oder Wa- 
ren, aus Dienstleistungen 
oder aus Bank- oder Versi- 
cherungsgeschäften bezieht. 

Artikel XVIII 

Dieses Abkommen berührt nicht das 
Recht auf andere oder zusätzliche Be- 
freiungen, die den diplomatischen und 
konsularischen Bediensteten derzeit 
zustehen oder ihnen künftig einge- 
räumt werden. 

Artikel XIX 

(1) Die zuständigen Behörden der 
Vertragstaaten werden auf \"erlangen 


SS) 'X7:(J'^r^lllö:>Gzcoc zv zvvoiy. tou 
apOpou XI Tiap. (4) xal (5) 7rpo- 

XU7rTOÜ(7'/;C zic TO BocalXsiOV TYjc 

'EXXaSoc, 6 ztz" cc’jzriQ xaTaßaX- 
Xog-Evoc £v 'EXXaSi oopoc. 

ß) ’Ev toutol::, t*/;v -EplrTTcoaiv 

^lGoSr^ao^roc sx pispiapLaTwv xczTa- 
ßscXXouEvcov zic, ’Avtovuaov VETai- 
psLocv (KAPITALGESELL- 

SCHAFT), ouaav xocToixov Tr^z 
"Of/ooTTovSou AyjfjLoxpaTLac Tvjc 
Espfj-avlac, ürro ’Ävcovüuou 'ETa;.- 
pslac, ouaYjt; xaTolxou tou BaaiXslou 
T^c 'EXXaSo;; TrapsysTai oic TrlaTCo- 
OLC svavTL TOU cpopou TT^;: 'Oj/oaTrov- 
Sou AT^jJLOXpaTLQCC, TO TTOCTOV TCOV 
30% TOU cxxaOaplaTou ttocjou uEpt.- 
afjiaTCov sav xal uovov Hv. 

aa) TOuXayLOTOv Ta 25% tcov syou- 
acov Sixalcopia '^7^900 ixsto/ojv 
TTjc 'EXXyjvLXTjg dvcovuuou ETai,- 
plac dv';^xouv clc tt^v rEp;j.avixYv 
dvcovujxov ETaiplav (KAPITAL- 
GESELLSCHAFT) xal 

ßß) Y *E1}c/}vlx7] dvcovuf^io:; ETat-pla 
xTaTaL TO siooSYud tt,:; otTro- 
xX£!,aTt.xc7:)C r; (jyzSov dcTTOxXE!.- 

GTLXCOj; ex ULETaXXELCOV, EX T'^r 
TrapaycoY'O? TrcoXyaEcoE dya- 
Ocov Tj EJjlTTOpEU'adTOJV T; EX TT^E 
TTapoyvjq uTrypsaLcov 7 ; ex SLs^a- 
yopiEvcov TpaTTEwi-xcov 7] da9a- 
XioTixoSv spyaoLcov sx ptspi- 
op-aTcov xaTaßaXXopLEVOov utto 
dXX'/;^ TiIXXtjvixy? dvcovüpiou 
ETaiplat;, ryzic XTdAai to eloo- 
Sr^pid Tr^c, dTroxXsLCTTLxco^ y] o/e- 
SOV d:TOxXEl(7Tf,XC0^ EX [J.£TaX- 
Xeicov, ex Tyc TrapaY^Y'^^ ’h 
TTCoX'ii^aEcoi; dyaOciv r^ spixopEu- 
udTcov, 7Eapo/7jc UrYpEOLWV Y 

Ix Si.EgaT'^g-^'-^civ TpaTTsD/xcov r, 

d a 9 a). GT X f 0 V E p Y a n i co v . 


'ApOpov Will 

Al SLaTdiELC TYE TTapouaYE c>uu9covla; 
ouSoXooc zyo'iai tt^v swoiav xaTapy^aEcoE 
Y xa0’ oIovSyttote Tporrov Trspiopiaraou 
TOU vuv drroXajjißavouiEvou u-o tcov Si- 
— Xco;jiaTLXCov xal TrpoEsvixcov j—yjJ/ryxov 
TTpovopiLOU ETEpcov Y TTpoaGsTcov d~aXXa- 
Ycov Y '‘’->'/ov pLsXXovToc vd yogr^yrfil 
TOLOUTOU SIE TOUE ZV XOYCp UTaXXYXoUE. 

’ ApOpov XIX 

(1) Al dp'jioSiat dp/al tcov auaßaXXo- 
tjLEvcov KpaTCov o9ElXouaiv ottcoe dvTaX- 


(dd) remuneration within the 
meaning of Article XI par. 
(4) and (5) arising in the 
Kingdom of Greece, the 
Greek tax paid thereon. 

(b) However, in the case of income 
from dividends paid to a Com- 
pany limited by shares being a 
resident of the Federal Republic 
of Germany by a Company limit- 
ed being a resident of the King- 
dom of Greece there shall be 
allowed as a credit against the 
Federal Republic tax the amount 
of 30 per cent of the gross- 
dividends, if, but only if, 

(aa) at least 25 per Cent of the 
voting shares of the Greek 
joint-stock Company are 
owned by the German Com- 
pany limited by shares and 

(bb) the Greek joint-stock Com- 
pany derives its income ex- 
clusively or almost ex- 
clusively from mining, pro- 
ducing or selling goods or 
merchandise, rendering Serv- 
ices, or doing banking or 
Insurance business, or from 
dividends paid by another 
Greek joint-stock Company 
which itself derives its in- 
come exclusively or almost 
exclusively from mining, 
producing or selling goods 
or merchandise, rendering 
Services, or doing banking 
or Insurance business. 


Article XVIll 

The provisions of this Agreement 
shall not be construed to deny or 
dffect in any manner the right of diplo- 
matic and consular officers to other or 
additional exeinptions now enjoyed 
or which may hereafter be granted to 
such officers. 

Article XIX 

(1) The competent authorities of the 
Contracting States shall upon request 
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die ihnen auf Grund ihrer Steuerge- 
setze auf dem normalen Verwaltungs- 
wege zur Verfügung stehenden Aus- 
künfte austauschen, die erforderlich 
sind, um dieses Abkommen durchzu- 
führen, um bei den Steuern im Sinne 
dieses Abkommens die Hinterziehung 
zu verhindern oder gesetzliche Vor- 
schriften gegen Steuerverkürzung 
durchzuführen. Die derart ausgetausch- 
ten Auskünfte sind als geheim zu be- 
handeln und dürfen nur Personen zu- 
gänglich gemacht werden, die sich mit 
der Veranlagung oder Erhebung der 
Steuern im Sinne dieses Abkommens 
befassen, Auskünfte, die ein Handels-, 
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsge- 
heimnis oder ein Geschäftsverfahren 
offenbaren würden, dürfen nicht gege- 
ben werden. 

(2) Dieser Artikel ist nicht so aus- 
zulegen, als verpflichte er einen der 
Vertragstaaten, Verwaltungsmaßnah- 
men durchzuführen, die von den Vor- 
schriften oder der Verwaltungspraxis 
eines der Vertragstaaten abweichen 
oder die seiner Souveränität, Sicher- 
heit oder öffentlichen Ordnung wider- 
sprechen, oder Angaben zu übermit- 
teln, die weder auf Grund seiner eige- 
nen Rechtsvorschriften noch auf Grund 
der Rechtsvorschriften des ersuchen- 
den Staates beschafft werden können. 

Artikel XX 

(1) Weist eine in einem Vertrag- 
staat ansässige Person nach, daß Maß- 
nahmen der Steuerbehörden der Ver- 
tragstaaten eine diesem Abkommen 
widersprechende Doppelbesteuerung 
bewirkt haben oder bewirken werden, 
so kann sie ihren Fall dem Staate, in 
dem sie ansässig ist, unterbreiten. 
Werden ihre Einwendungen als be- 
gründet erachtet, so wird sich die zu- 
ständige Behörde des angerufenen 
Staates mit der zuständigen Behörde 
des anderen Staates über die Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung zu ver- 
ständigen suchen, 

(2) über Schwierigkeiten oder Zwei- 
fel, die bei der Auslegung oder An- 
wendung dieses Abkommens oder im 
Verhältnis dieses Abkommens zu Ab- 
kommen der Vertragstaaten mit drit- 
ten Staaten auftreten, verständigen 
sich die zuständigen Behörden der 
Vertragstaaten möglichst rasch. 

Artikel XXI 

(1) Die Staatsangehörigen eines Ver- 
tragstaates dürfen in dem anderen 
Vertragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, 
die anders oder belastender sind als 
die Besteuerung und die damit zu- 
sammenhängenden Verpflichtungen, 
denen die Staatsangehörigen des an- 
deren Staates unter gleichen Verhält- 
nissen unterworfen sind oder unter- 
worfen werden können. 


/.aCTCTcoa!, tt; y.LTVjcyst, tcov -)e/;poq50pia:; 
(-aps/ojjisvac aufjupeovea^ 'ouq oi- 

xzio'jc ^^ogoXoyixo'jc, vogou^ iv ouakv] 
XxiToupyla TT]? Sloc 

£:9apaoY'/;v tcov TTjq 

poÜCTT^c CToa90Jviac Bia t-^v TrapsuTTO^iCTiv 
(^oXicov Tz^ä^zcjiv -po^ icpagi[ioyr^v Tcav 
xzuzEvcov SiaTazzcov xava vo[j.iuo'j 

oogoBiayi'jyr^c iv c/zazt TTpbc; Tode oopooc 
oI'tlvzc arroTZAobv to avTixziuzvov 
Tapoüa7;c a’ju 9 cavtae. llaaa 77 A 7 ;po 90 pla 

OOTCOC dvT7.AAy.CTCTO;jLZVV; (^ZOV OTTCO; Ozeo- 

p7;T7,L dcTToppT^To:: y.%1 ^lr^ a-n:oy.y.A6r.~:r^zai 
zlc, ülovByTZOZZ —poaCOTTOV TZAT-V ZXZ'ivtOV 
'jiZLvzz zXvai z-i'^opziayizvoi uz T7 ;v ßz- 
'iaiaaiv yal t'^v zLarrpa^e; tcov 96ptov 
TOJV dTTOTzXoÜVTOV TO avTizziuzvov TT^e 
-apouar^e a’ja9Covlac;. Oü^zialoc ttXt^PO- 
9op{a Szov vd dvTaXXdaCTY^Tai. 't] orzoia 6d 
y-zxdX'j-Tzv olovS'/jTZOTz zpcTropizov, zttl- 
•/zipr^aaTLxdv. ß',ojAT//avexdv v; ZTzayyzl- 
uaTLXov d7r6pp'/]TOv oiav^vj—OTZ zTry-YY^^'" 
[j.aTiyr^v gz6o8ov. 

(2) Al 8!,aTd^z!,c ToO zrapovToz dpOpoo 

ZL^ OU^Z’AiaV TTZplTTTCOCTlV Z/OOCTl TT/^ ZV- 

voiav z-LßoXTjc zttI Z/caTZpoo twv llup- 
ßyXXouzvciJV KpyTcTv; t^c; u-o/pzedazoiz 
/:r^^!^zo}Q SioiyyTiy.oiV pizTpov ut] CTO|jL9cd- 
vojz Tzpoc Todz zyvoviCTUodt; yai zr^v zv zy 
-pdzzL ipapiJLo^oiJLZvr^y SiaSiyaGiav iy.a- 
Tzpou Tcbv X'jußaXXogzvcov Kparcav 7^ 
dvTiOzTtov TTpdz Ta x’jpiap/izd Biyaicö- 
uara tcov, aacpaAziav 7^ ypaziyr^v ttoXi- 
Ttx-^v y -apoyyjz cttol‘/zuov u'/] rrapzyo- 
uzvcüv d-d Tvjz vojAoOcCTia;; toö zv Xdyfp 
KpaTOOZ y TO'J aiTOOVTOZ tolootoo. 


' ApOpov XX 

(1) dvdv xdTOLxoz dvdc; zx tcöv äl uußaX- 
Xouzveov KpaTcdv dcTroSzl^T] otl al zvzp- 
yziai Tcöv 9opoXoYtxcöv dpycdv Tcdv Xou- 
ßaXXopzvcov KpaToiv zayov '/j Od zycocjLV 
edt; dTTOTzXzCTjxa t7;v SiTzXrjV oopoAoyiyy 
ZV dvTt-OzCTzt. “pdz Td^; SiaTa^zic zr^q rza- 
pouCT'/;z CT'j;A 9 covlaz, ^ixaLouTai o’jto;; öttco; 
Ozay dr:’ oyiv tt^v ttzpItttcoctIv tqu zv<d* 
—Lov TO'J KpaTO’jz Tou orrolo'j T’JYydvzi. 
xdTOLxoz. Mddv vj atzr^Giq to’j Üzeopr^ö/j 
ßdaijAoz Y} apiioSia y.paziyy} apyj}, zveo- 
-Lov tt;; 6-olaz ztzöt] aur/', d 9 zlXzL vd 
TTpoz/JJy zic CTUU 9 C)VLav ;xzTd Tr,z dpuo- 
Slaz dpyyjz tou zTZpo’j KpdTO'j:: -pdz 
axo— dv Tyz drroouYTlz tt^z i^iTeXyz 90 po- 
XoyItcz. 

(2) II pdz apGiy T(dv 5 'jayzpzLOjv y; d;x- 
9'.ßoXiwv ZV zy zpu'/^vzia z9apuoYf, t7;z 
- apo'JCT'/;; CT'j'X9cvvla^ bj Gyzözi -pdz 
Tat; CTyzTLxdt; Siaza'qziq CT'jpt9Coviwv ct'j- 
va96£t,acdv (xzTacd twv XuußaXXouzvcov 
IvpaToiv gzTd TpHcov toioutcw, al dpfxo- 
^!.at, dpyal tojv XutxßaXXogzvcov KpaTOJV 
^zov or.coq -pozXOouv ziq du.oißalav c'ju- 
9covLav Td Tay’jTzpov SuvaTov. 

AV pOpov XXT 

( 1 ) Ol d-'/ixooL zvdz zx tcqv — 'jußaXXo- 
y.zvov KpaTOJV §zv UToxzivTai zv tO ztz- 
pep X'JußaXXouzvcü KpaTzi zlc olav^'/^TzoTZ 
rpOpo'Aoyiyy y CTyZTLX‘/]V £— ißdp’jvaiv §{,d- 
9opov z-ayÖzaTzpav T7;t; 'popoXoyiaq 
y.al Tcdv ayzT'/xcdv z-!.ßapuvCTzo)v ziq aq 
d-dxzojTa!. Tj 8dvaVTai vd d— ayOedaLv ol 
yr,yyooi to'j zTzpou to'jtou KpdTO’jz d-d 
Tdt; auTat; a'jv()'/;xaz. 


exchange such Information (being in- 
formation available under the respec- 
tive taxation laws in the normal 
course of administration) as is nec- 
essary for carrying out the provisions 
of this Agreement or for the preven- 
tion of fraud or the administration 
of statutory provisions against legal 
avoidance in relation io the taxes 
which are the subject of this Agree- 
ment. Any Information so exchanged 
shall be treated as secret and shall 
not be disclosed to any persons otiier 
than those conceined with the assess- 
ment and collection of the taxes which 
are the subject of this Agreement. No 
Information shall be exchanged which 
would disclose any trade, business, in- 
dustrial or Professional secret or any 
trade process. 

(2) In no case shall the provisions 
of this Article be construed so as to 
impose upon either of the Contracting 
States the Obligation to carry out ad- 
ministrative measures at variance with 
the regulations and practice of either 
Contracting State or which would be 
contrary to its sovereignty, security 
or public policy or to siipply particu- 
lars which are not procurable under 
its own legislation or that of the State 
making application. 

Article XX 

(1) Where a resident of a Contract- 
ing State shows proof that the action 
of the tax authorities of the Contract- 
ing States has resulted or will result 
in double taxation contrary to the 
provisions of this Agreement he shall 
be entitled to present his case to the 
State of which he is resident. Should 
his Claim be deemed worthy of con- 
sideration, the competent authority of 
the State to which the Claim is made 
shall endeavour to come to an agree- 
ment with the competent authority of 
the other State with a view to avoid- 
ance of double taxation. 

(2) For the settlement of difficul- 
ties or doubts in the Interpretation or 
application of this Agreement or in 
respect of its relations to Agreements 
of the Contracting States with third 
States the competent authorities of the 
Contracting States shall reach a mu- 
tual agreement as quickly as possible. 

Article XXI 

(1) The nationals of a Contracting 
State shall not be subjected in the 
other Contracting State to any taxa- 
üon or any requirement connected 
therewith which is other or more 
burdensome than the taxation and 
connected requirements to which na- 
tionals of that other State in the same 
circumstances are or may be sub- 
jected. 
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(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" 
bedeutet: 

a) hinsichtlich der Bundesrepublik 
Deutschland: 

alle Deutschen irn Sinne des Arti- 
kels 116 Absatz 1 des Grundgeset- 
zes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land; 

b) hinsichtlich des Königreidis Grie- 
chenland: 

alle griechischen Staatsangehöri- 
gen; 

c) alle juristischen Personen, Perso- 
nengesellschaften und andere Per- 
sonenvereinigungen, die nach dem 
in einem Vertragstaat geltenden 
Recht errichtet worden sind. 

(3) Staatenlose dürfen in einem Ver- 
tragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender sind als die 
Besteuerung und die damit zusammen- 
hängenden Verpflichtungen, denen die 
Staatsangehörigen dieses Staates un- 
ter gleichen Verhältnissen unterwor- 
fen sind oder unterworfen werden 
können. 

(4) Die Besteuerung einer Betrieb- 
ställe, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragstaates in dem anderen Vertrag- 
staat hat, darf in dem anderen Ver- 
tragstaat nicht ungünstiger sein als 
die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätig- 
keit ausüben. 

Diese Vorschrift ist nicht dahin aus- 
zulegen, als verpflichte sie einen Ver- 
tragstaat, den in dem anderen Ver- 
tragstaat ansässigen Personen Steuer- 
freibeträge, -Vergünstigungen und -er- 
mäßigungen auf Grund des Personen- 
standes oder der Familienlasten zu ge- 
währen, die er den in seinem Hoheits- 
gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(5) Die Unternehmen eines Vertrag- 
staates, deren Kapital ganz oder teil- 
weise, unmittelbar oder mittelbar, 
einer in dem anderen Vertragstaat an- 
sässigen Person oder mehreren sol- 
chen Personen gehört oder ihrer Kon- 
trolle unterliegt, dürfen in dem erst- 
genannten Vertragstaat weder einer 
Besteuerung oder einer damit zusam- 
menhängenden Verpflichtung unter- 
worfen werden, die anders oder be- 
lastender sind als die Besteuerung und 
die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen, denen andere ähnliche 
Unternehmen des erstgenannten Staa- 
tes unterworfen sind oder unterworfen 
Vierden können. 

(6) In diesem Artikel bedeutet der 
Ausdruck „Besteuerung" Steuern jeder 
Art und Bezeichnung. 

Artikel XXII 

Dieses Abkommen gilt auch für das 
Land Berlin, sofern nicht die Regierung 


(2) h ) opo; Gr/ixi'jz',: 

y,) ZV G'/tGZi “pop Tf^v 'Üuoa— ov^ov Ar^- 
uozpaTiav r/jc PEpuavia:: 
riavTap TO’j; Fspuc^vobr zv kvvoh. 
Tou apOpou 116 (1) Tou fiaac/co'j X6- 
ao'j ‘Oiioa— 6v3ou \r^'j.o'/.py.ziyz 

zr^z Fsp'ravLap. 

ß) ZV GyZGZL ~cbz TO BzaiAZ'.OV TY^T 'KX- 
: 

'Wrzy.vzy.z toÖ“ "IT/.ay/;z; 'j-Yp/doo::. 

v) tAvz'j. zy. vfj\v:/.y zrpoCTCorrz, Trpoaco- 
■KivÄz zzyigiy.z xal xa///;; uop 9 rj; 
kzyipiyz OzcopO'Jiizvy co; TorxuTx y.yzy 
T7JV l<zy'jO'jGy.v vopoOsaiav zlz zv zv. 
Tcov lll'JußaAAOfjLlvcov KpaToiv. 

(3) llpOaCOTTZ yvz'j iOvCZOTY^TO; Ssv 

'JTTOßxXXoVTXL zlc ZV TCOV Xuuß'/AAO'J.SVCOV 

KpocTcov zlc olyvHr~ozz cpopoXoviav y, 
olav8y;TroT£ oyzziyr^v srr'.ßxpvvaiv Sidc- 
cpopov y; ZTzyyßzGzzpyv ty^:: 90 p 0 A 0 Yixc 
xoci TCOV a/ST'/xcov £rr!.ßxp'jv(T£6:>v zlz x; 
Ot UTTYJXOOl TOU £V Ä6 y( 0 KpXTO'JT ’j~oß:XA- 

AOVTX!, Svvyvzy.i vy V 7 :oß>.Y, 0 o'jv v— ö tx; 
y/jzyz G'jvdryyyz, 


(4) '11 90 pOAOY(.x ettI uovluov zyyy- 
raoTocasco^ SLyzy^poviiivr^: urro z-zLyzipr,- 
ascoc TOU SVOC tcov XupßXAAOUSVCOV Kpx- 
TCOV SLc; TO ^T£pOV XujAßaAAOrjLCVOV KpXTOr 

Ssov va [jLv; tuy/xv?; oXLycbzzpov suvolxy, 
Iv TO) zzzpcp TOÜTCO KpXTEl (XTZÖ ZTyj ZTZl- 
ßocXXopLsvT^v (popoXoviyv irrl iziyzipr^Gzcyj 

TOU STSpOU KpXTOU; aa/OAOUU£VCOV uz 
TY,v yuzr^v SoyGiv, 

'H rrapouaa SLyzyc'.z Szv Suvyzyu vy 
zpixr^vzuOri (x>c ujro'/pecovouax tö Xu|J.- 
ßa/ÄofjLsvov KpXTo; vy yopbYC 
zoiy.ouc TOU STSpOU Xu;J.ßxAAO|i.£VOU Kpx- 
zouc; OLaa87]7TOT£ TTpoacorrcxa;: 7:xpx/co- 
p'^asi::, aTuaXXaY^c xai {izk^gzic 9 opoXo- 
9ua£0)^ XoYcp 7 ioa!,tlx 7 ;c Osctecoc t; 
o\yoyzvziyy(s>v urro/pscoascov zyc bzzoiyz 
yppryrzl zlc touc i^i/.ou; tou xxtolxouc. 

(o) ' Erzix^iprpic tou zvbc z€)V Xu;a- 
ßaXXO(J.£VCOV KpXTCOV, twv ottolcov to 
xs9aXaiov sv 6Xcp r^ zv [izpzi yviyyzi r^ 
zkzyyzzyi djA^acoc Z[1[izgcoc utto svo^ y, 
TTSpiCyaOTSpCOV XOCTOIXCOV tou STSpOU Su[A- 
ßaXXoiAsvou KpdcTOuc, Ssv UTroßdXXovTxi, 
zIq to TTpcoTOv jAvv^povsuOsv XujißaXXo- 
p.£vov KpxTo; zlc olavSvjrroTS 9opoXoYixv 
7^ GyzziKy]v liTTtßdpuvaiv 8t.X90pov zczyy- 
OsOTspxv Tv;:: 90poXoY^xc y, a/sTixcov 
iTTißapuvaecov olc uTroßdXXovTxi r, 8u- 
vocvTai vd UTToßXv^Ocoaiv dXXat. :Tap6uo?.x'- 
£7:iX£tp"/;a£!,^ tou £v XrWco rpcoTou uvr,- 
yLOvz'ßivzoc KpdcTouc. 


(6) 'Ev TC~7 TTXpOVT', dpOpCO O bpvz ,,90- 
poXoYlx’' Gryiyivzi '^öpvc rrxvTo; sl'Sou; 
yyl TzyGrp iuop(pr;c. 

’'Ap 6pov XXII 

*H -apouaa (jujj.9covix £9apu6:^£TXL 
coaxuTco;: ty^v ‘OuoarrovSov IIoX'.TStav 


(2) The term "nationals" means: 

(a) in respect of the Federal Republic 
of Germany; 

all Germans within the rneaning ol 
Article 116 (1) of the basic Law 
for the Federal Republic of Ger- 
man v; 

(b) in respect of the Kingdom of 
Greece: 

all Greek citizenr; 

(c) all legal persons, partnerships and 
associations deriving their Status 
as such from the law in force in a 
Contracting State, 

(3) Stateless persons shall not be 
subjected in a Contracting State to 
any taxation or any requirement con- 
nected therewith which is other or 
more burdensome than the taxation 
and connected requireinents to which 
nationals of that State in the same 
circumstances are or may be sub- 
jected. 


(4) The taxation on a permanent 
establishment which an enterprise of 
a Contracting State maintains in the 
other Contracting State shall not be 
less favourably levied in that other 
State than the taxation levied on 
enterprises of that other State carrying 
on the same activities. 

This Provision shall not be constru- 
ed as obliging a Contracting State to 
grant to residents of the other Con- 
tracting State any personal allow- 
ances, reliefs and reductions for taxa- 
tion purposes on account of civil 
Status or family responsibilities which 
it grants to its own residents, 

(5) Enterprises of a Contracting 
State, the Capital of which is wholly 
or partly owned or controlled, directly 
or indirectly, by one or more residents 
of the other Contracting State, shall 
not be subjected in the first-mentioned 
Contracting State to any taxation oi 
any requirement connected therewith 
which is other or more burdensome 
than the taxation and connected re- 
quirements to which other similar 
enterprises of that first-mentioned 
State are or may be subjected. 


(6) In this Article the term "taxa- 
tion" means taxes of every kind and 
description. 

Article XXII 

This Agreement shall also apply to 
Land Berlin, provided that the Govern- 
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der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der Regierung des Königreichs 
Griechenland innerhalb von drei Mo- 
naten nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung ab- 
gibt. 

Artikel XXlll 

(1) Dieses Abkommen bedarf der 
Ratihzierung; die Ratihkationsurkun- 
den sollen so bald wie möglich in Bonn 
diisgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen 
Monat nach Austausch der Ratifika- 
lionsurknnden in Kraft und gilt dann 


d) hinsichtlich der griechischen Steuer 
mit Bezug auf die im Kalenderjahr 
1964 und in den folgenden Kalen- 
derjahren bezogenen Einkünfte; 
b) hinsichtlich der deutschen Steuer 
für die Steuern, die für das Kalen- 
derjahr 1964 und die folgenden Ka- 
lenderjahre erhoben werden. 

Artikel XXIV 

Dieses Abkommen bleibt auf unbe- 
grenzte Zeit in Kraft, jedoch kann je- 
der der Vertragstaaten bis einschließ- 
lich v3(). Juni eines jeden Kalenderjah- 
res, das auf das Kalenderjahr 1967 
folgt, das Abkommen gegenüber dem 
anderen Vertragstaat kündigen; in 
diesem Falle verliert dieses .Abkom- 
men seine Gültigkeit 

d) hinsichtlich der griechischen Steuer 
mit Bezug aut die Einkünfte, die in 
dem auf das Kündigungsjahr fol- 
genden Kalenderjahr bezogen wer- 
den; 

b) hinsichtlich der deutschen Steuer 
für die Steuern, die für das auf das 
Kündigungsjahr folgende Kalender- 
jahr erhoben werden. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig befugten Unterzeichne- 
ten dieses Abkommen unterschrieben 
und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Athen am acht- 
zehnten April eintausendneunhundert- 
sechsundsechzig in sechs Urschriften, 
je zwei in deutscher, englischer und 
griechischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist; im Zweifelsfall ist der englische 
Wortlaut maßgebend. 


Für die Bundesrepublik Deutschland; 
Oskar S c h 1 i 1 1 e r 


Für das Königreich Griechenland: 
Th. R en d i s 


Tcü BspoA'vVO'J, £cp’ ocTov 

Tvjr; ‘OuocT-cvSoo A7;fjLOKpaTtai; Vzp- 

b/zi UTToßaXXsi rspl 

Tou evavTLo'j zlc, K'jßspvTjoiv Tou Ba- 

rjO.zio'j svtö; vpioiv gr^veov 

^rJj ':T^z r^[xzoo\xryiy.c svap^swe W/yoz 

TYjr C7’J|Jl9COVLac. 

'.V pOpov XXIII 

(1) Hl rapouaa auucporvla Ssov Ö-coc 

z'jpcoOf, yryX ol tItaoi xupcoasco;: ö-co;; 

avTaAAxycocri t 6 rayÜTspov Suvaxov iv 
Bövvr,. 

(2) MI W/pz -zrp -apoöar^; o'jg9covta;; 

ap/sTai [jLETa rry^piAiOaiv von s-op.£vou 
a-ö r^\xz^owrpiy.z, 'zr^z, avTaX- 

Aayyjc tcov tItawu zupdraco); zal a^opa: 

y.) MH zz^hz Tov MVaa7;v!,zÖv epopov, to 
TO zTcopsvov 3t,a to r^uspo- 
AoyLaxdv STo;; 1964 xoci toc £7:oa£va 
y; US p o7oy v/x a . 

3) ‘Hi; Tpoc Tov epopov t'^;; 'OiyoaTtovSoo 
Ar^uozpaTiac, tooc 96 po’j;; oitlvsc 
smßaAAovTai S'A to r^gspoAoyiaxov 
zzoc 1964 xal Ta sTrdusva TjUspoXo- 
yiaxa It t;. 

UV p 0 p 0 V XXIV 

MI rrapobaa a’JU 9 covLa i(zyyzi ztz 
äopKTTO'A aXXa sxaoTov tcov EupßaX- 
Aousveov KpaTCJv SovaTai, usypi xal t7]c; 
ßOr^:: Mouvioo oIouSv'ttots ryaspoAoyLaxou 
zzo'jz u£Ta TO Hoc 1967 va HiScoorr^ 
de TO Hspov XoußaXXdusvov KpaTOc 
dfHTToiyaiv XyHcoc, iv ToiauTy 5s izz- 
CLTTTCoac'- y rrapoo^ra aou9covta rraocL 
ioy öooaa : 

'/) ZV nyiazi rrpoc tov MvAr^v/xov 9 dpov, 
Tpox£iuh;oo 7:£pi £iao5r,paToe xtco- 
u£voo xaTa to r^gspoXoyLaxov Hoc 

OTTCp ZTZZ'Zy.l TO'J HoOC IVTOC TOO OTTOioU 

Hc^dOv; 7; zl^ozzoirpiq X'/jeecoc. 

3) ZV (zyznzi zzzbz tov 9 dpov Tvje '()uo- 
o7:ov5o'j Ar;UoxpaTtac Sex 96 pooc 
oHivzc HißäXXovTai xaTa to 7(U-‘ 

Hooc zv'zoz Tob orroLOO sttcSoÜt; y; 
d^oTTolycyic XyHcoc. 

EU rdorTcoaiv tciv aveoTSpw ot Otto 9 a!,- 
vöusvoL 5i6vTcoe iqo'j(yio^oz:ryy.zvoi rzpoq 
TOOTO, brriypa'yav ZTp rrapouaav oo[jl 9 Co- 
vU/v OcTavTzc Tac a9payi5ac aoTcbv. 


’EycvovTO £LC zq rrpeoTOTOTra zv UVOtj- 
vac; 'zrp 18'r,v ’ArrpiXtoo 1966, ava Suo 
zlq zrp rspuavexr^v, *EXX 7 ;vLxy]v xal ’Ay- 
yXixr,v yXdjcraav, tcov Tpicov xsipevcov 

ÖVTCOV Zq Ho'J ab0£VTlXc7)V, ZV TTCpiTToWcl 

5£ au9ißoXlac brrcpLaybcL to ’AyyXixov 
xduevov. 


Aiä Tyv h.)u6ar”ov5ov AryioxpaTiav 
t'H IVpuavlae 
'Oaxap XXiTsp 

A'.a TÖ BaolXciov Tvje *EXXa5oe 
0£oyapv]c p£VT7)e 


ment of the Federal Republic of Ger- 
many has not madc a contrary dec- 
laration to the Government of the 
Kingdom of Greece within three 
months from the date of entry into 
force of the Agreement. 

Article XXIII 

(1) This Agreement shall be ratified 
and the Instruments of ratification 
shall bc exchanged as soon as possible 
in Bonn. 

(2) This Agreement shall come into 
force after the expiration of a month 
following the date on which the instru- 
ments of ratification are exchanged 
and shall thereupon have effect: 

(a) in respect of Greek tax, in relation 
to the income derived in the cal- 
endar year 1964 and the sub- 
sequent calendar years, 

(b) in respect of Federal Republic tax, 
for taxes which are levied for the 
calendar year 1964 and the sub- 
sequent calendar years. 

Article XXIV 

This Agreement shall continue in 
effect indefinitively but either of the 
Contracting States may on or betöre 
the 30th day of June in any calendar 
year after 1967 give to the other Con- 
tracting State notice of termination, 
and in such event this Agreement shall 
cease to be effective: 

(d) in respect of Greek tax, in relation 
to the income derived in the cal- 
endar year subsequent to the \ear 
in which the notice of terinination 
is given, 

(b) in respect of Ihe Federal Republic 
tax, for taxes which are levied for 
the calendar vear following the 
year in which the notice of ter- 
mination is given. 

IN WITNESS WHEREOF the uiuler- 
signed duly authorised thereto have 
signed this Agreement and have at- 
fixed thereto their .seals. 


DONE in six Originals in Athens 
this day of April 18th two each in the 
German, Greek and English languages, 
all three texts being equally authori- 
tative except in the case of doubt 
when the English text shall prevail. 


For the Federal Republic of Gernianx'; 
Oskar Schütter 


For the Kingdom of Greece: 
Th, Ren dis 
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Denkschrift 


Das vorliegende Abkommen regelt zum erstenmal 
aut vertraglicher Grundlage die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Einkom- 
men, Ertrag und Vermögen im Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Griechenland. In beiden Ländern bestehen mit 
gleichem Ziel schon heute auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit erlassene innerstaatliche Rechts- 
regelungen, und zwar auf deutscher Seite die Ver- 
ordnung zur Beseitigung von Doppelbesteuerungen 
auf dem Gebiet der direkten Steuern im Verhält- 
nis zu Griechenland vom 15. Juni 1944 (RGBl. II 
S. 47) und auf griechischer Seite das Gesetz Nr. 1649 
vom 5. August 1944 (wegen der Wiederanwendung 
dieser Bestimmungen vgl. den Erlaß des Bundes- 
ministers der Finanzen vom 17. April 1952 [BStBl. I 
S. 283]). Dem heutigen Stand der Wirtschaftsbezie- 
hungen zwischen beiden Ländern und der modernen 
Entwicklung des internationalen Steuerrechts konn- 
ten diese Bestimmungen jedoch nicht mehr genügen. 
Sie mußten deshalb durch eine umfassende, den heu- 
tigen Bedürfnissen angepaßte Vertragsregelung er- 
setzt werden. 

Den Verhandlungen, die iin Juni 1959 in Bonn und 
im Mai 1963 in Athen geführt wurden, lagen von 
deutscher Seite ausgearbeilete Vertragsentwürfe zu- 
grunde. 

Das Abkommen entspricht in Inhalt und Aufbau im 
wesentlichen der deutschen Abkommenspraxis; es 
folgt in zahlreichen Bestimmungen dem Musterent- 
wurf der OECD und ist damit ein weiterer Schritt 
zur Vereinheitlichung des internationalen Steuer- 
rechts. Für Einkünfte, die aus einem der beiden 
Staaten (Quellenstaat) im anderen Staat (Wohnsitz- 
staat) ansässigen Personen zufließen, beseitigt das 
Abkommen die Doppelbesteuerung auf folgende 
Weise: Für gewisse Einkünfte wird die Besteuerung 
im Quellenstaat aufgehoben; diese Einkünfte dürfen 
dann nur noch im Wohnsitzstaat besteuert werden. 
Bei anderen Einkünften bleibt das Besteuerungs- 
recht des Quellenstaates voll oder in beschränktem 
LFmfang aufrechterhalten. In diesen Fällen wird die 
Doppelbesteuerung dadurch vermieden, daß der 
Wohnsitzstaat die Einkünfte entweder von seiner 
Steuer freistellt, oder die Steuer des Quellenstaates 
auf seine eigene Steuer anrechnet (vgl. Artikel 
XVII). Ähnliche Bestimmungen gelten für die Be- 
steuerung des Vermögens (vgl. Artikel XVI und 
XVII). 

Zu den einzelnen x^bkommens Vorschriften ist fol- 
gendes zu bemerken: 

Zu Artikel I 

Dieser Artikel bestimmt, lür welche Steuern das 
Abkommen gilt. 

Zu dieser Vorschrift haben die Verhandlungsdelega- 
tionen in einer Verständigungsniederschrift fest- 
gehalten, daß auch die griechischen Sondersteuern 


von in Griechenland registrierten Schiffen als Teil 
der griechischen Einkommensteuer von dem Abkom- 
men erfaßt werden. 

Zu Artikel II 

Absatz 1 dieses Artikels definiert einige wichtige, 
in dem Abkommen verwendete Begriffe. Hervor- 
zuheben ist die dom Musterentwurf der OECD ent- 
sprechende Bestimmung über den Wohnsitz (Num- 
mer 4); während die bisher in beiden Ländern be- 
stehenden einseitigen Rechtsvorschriften nur für 
deutsche und griechische Staatsangehörige galten, 
erstreckt sich der Schutz des vorliegenden Abkom- 
mens auf alle Personen, die in einem oder beiden 
Staaten einen steuerlichen Wohnsitz haben. Die 
Definition des Ausdrucks „Betriebstätte" (Num- 
mer 7) folgt ebenfalls den Vorschlägen des OECD- 
Musterentwurfs. Im Interesse des freien zwischen- 
staatlichen Wirtschaftsverkehrs zieht diese Rege- 
lung die Grenzen des Betriebstättenbegriffs wesent- 
lich enger als die bisherigen in der Bundesrepublik 
und Griechenland geltenden einseitigen Rechtsvor- 
schriften. 

Absatz 2 enthält Vorschriften für die Anwendung 
und Auslegung des Abkommens. 

Zu Artikel III 

Wie schon nach den bisherigen in der Bundesrepu- 
blik und Griechenland geltenden innerstaatlichen 
Rechtsbestimmungen dürfen gewerbliche Gewinne 
im Quellenstaat nur besteuert werden, wenn sie 
einer dort belogenen Betriebstätte zugerechnet wer- 
den können. Die Absätze 2 bis 4 regeln die Ermitt- 
lung des Betriebstättengewinns. ^Absatz 5 stellt klar, 
daß dadurch weitergehende Abkommensvorschrif- 
ten, die das Besteuerungsrecht dem Quellenstaat 
zuweisen, unberührt bleiben. Absatz 6 bezieht die 
Lohnsummen- und Gewerbekapitalstcuer in diese 
Regelung ein. Diese Bestimmungen entsprechen 
dem Musterentwurf der OECD. 

Zu Artikel IV 

Dieser, dem Musterentwurt der OECD entspre- 
chende Artikel befaßt sich mit steuerlich nicht anzu- 
erkennenden Gewinnverlagerungen zwischen ver- 
flochtenen Unternehmen. 

Zu Artikel V 

Dieser Artikel stellt — internationalen Vertrags- 
grundsätzen entsprechend — Schiffahrt- und Luft- 
fahrtunternehmen eines Staates von der Besteue- 
rung im anderen Staat frei. In Griechenland an- 
sässige Personen unterliegen nach Absatz 1 nur 
den griechischen Steuern für die im internationalen 
Verkehr erwirtschafteten Einkünfte, die sie aus in 
griechischen Häfen registrierten Schiffen beziehen. 
Absatz 2 weist umgekehrt der Bundesrepublik das 
alleinige Besteuerungsrecht für solche Einkünfte zu, 
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die in der Bundesrepublik ansässige Personen aus 
Unternehmen mit Geschäftsführung im deutschen 
Inland aus dem Betrieb von Seeschiffen im inter- 
nationalen Verkehr beziehen. Nach den Absätzen v3 
und 4 können entsprechend Luftfahrtunternehmen 
eines Staates mit ihren Einkünften aus dem Betrieb 
von Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
und aus Gemeinschaftsunternehmen nur in diesem 
Staate besteuert werden. Absatz 5 bezieht die Lohn- 
summen- und Gewerbekapitalsteuer in diese Rege- 
lung ein. 

Zu Artikel VI 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Dividen- 
den. Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte grundsätzlich dem Wohnsitzstaat 
zu. Der internationalen Vertragspraxis entsprechend 
wird aber dem Quellenstaat ein der Höhe nach be- 
grenztes Besteuerungsrecht eingeräumt (Absatz 2). 
Bei der Bemessung des Höchstsatzes für die Steuer 
des Quellenstaates war zu berücksichtigen, daß 
nach griechischem Steuerrecht die griechische Kör- 
perschaftsteuer (Normalsatz: 35v.H.) von dem aus- 
geschütteten Teil des Gewinns nicht erhoben wird. 
Der in die Bundesrepublik abfließende Gewinn grie- 
chischer Gesellschaften unterliegt daher nur einer 
Steuer zu Lasten des Aktionärs; sie wird nach natio- 
nalem griechischem Steuerrecht als Abzugsteuer 
zu einem Satz von 25 v, H. erhoben, zu der bei Aus- 
schüttungen an in der Bundesrepublik ansässige 
Kapitalgesellschaften eine zusätzliche Steuer mit 
einem Satz von 10 v. H. tritt. 

Da der aus Griechenland in die Bundesrepublik ab- 
fließende Gewinn nicht mit griechischer Körper- 
schaftsteuer belastet ist, erschien cs gerechtfertigt, 
die Steuer des Quellenstaates nicht auf den im 
OECD-Musterentwurf für Normalverhältnisse emp- 
fohlenen und international weithin üblichen allge- 
meinen Satz von 15 v.H. zu begrenzen, sondern bis 
zu einem Satz von 25 v.H. zuzulassen. Auch die 
Empfehlungen des OECD-Steuerausschusses lassen 
eine Quellensteuer von mehr als 15 v.H. für solche 
Länder zu, die — wie Griechenland und die Bundes- 
republik — den ausgeschütteten Teil des Gewinnes 
nicht oder zu einem geringeren Satz besteuern als 
den nichtausgeschütteten Gewinn, Die Begrenzung 
der Steuer des Quellenstaates auf den Satz von 
25 v.H. bewirkt, daß von Dividenden, die grie- 
chische Gesellschaften an deutsche Kapitalgesell- 
schaften zahlen, die zusätzliche Steuer von 10 v.H. 
nicht mehr erhoben werden kann. 

Die diese Regelungen ergänzende Begriffsbestim- 
mung des Ausdrucks Dividenden (Absatz 3) und 
der Vorbehalt der Betriebsstättenbesteueriing (Ab- 
satz 5) folgen den Vorschlägen des OECD-Muster- 
entwurfs. 

Zu Artikel VII 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für Zin- 
sen grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu- (Absatz 1). 
Dem Musterentwurf der OECD entsprechend räumt 
Absatz 2 auch dem Quellenstaat ein Besteuerungs- 
recht ein, begrenzt aber seine Steuer auf den Satz 
von 10 v.H. Zinsen, die der Staatsbank eines Lan- 


des oder der deutschen Kreditanstalt für Wieder-' 
aufbau aus dem anderen Staat zufließen, sind jedoch 
völlig von der Steuer dieses anderen Staates frei- 
gestellt (Absatz 3). 

Die diese Regelung ergänzenden Bestimmungen 
der Absätze 4 bis 7 entsprechen dem OECD-Muster- 
entwurf. 

Das griechische Steuerrecht befreit bestimmte Zin- 
sen von der Einkommensbesteuerung, sowmit nicht 
ein Doppelbesteucrungsabkommen Griechenland 
diese Zinsen zur Besteuerung zuweist. Absatz 8 
sichert, daß diese Befreiung trotz des vorliegenden 
Abkommens den in der Bundesrepublik ansässigen 
Personen erhalten bleibt. 

Zu Artikel VIII 

Dieser Artikel weist, entsprechend dem OECD- 
Musterentwurf, für Lizenzgebühren das ausschließ- 
liche Besteuerungsrecht dem Wohnsitzstaat zu. Nicht 
unter diese Regel fallen Gebühren für die Über- 
lassung von kinematographischen Filmen (vgl. Arti- 
kel II Abs. 1 Nr. 6). Im übrigen entspricht der Arti- 
kel dem Musterentwurf der OECD, 

Zu Artikel IX 

Nach diesem den Grundsätzen der OECD entspre- 
chenden Artikel können Gewinne aus der Veräuße- 
rung von Vermögenswerten nur im Wohnsitzstaat 
besteuert werden (Absatz 1). Dem Wohnsitzstaat 
steht jedoch das Besteuerungsrecht für die Gewinne 
aus der Veräußerung von unbeweglichem Vermö- 
gen (Artikel XIll Abs. 3) und für die im Zusam- 
menhang mit einer Betriebstätte anfallenden Ver- 
äußerungsgewinne zu (Absatz 2). 

Zu Artikel X 

Nach diesem Artikel können Vergütungen für 
Dienstleistungen, die aus öffentlichen Kassen ge- 
zahlt werden, nur in dem Staat der auszahlenden 
Kasse besteuert werden. Diese Bezüge können aber 
auch in dem anderen Vertragstaat besteuert werden, 
wenn der Steuerpflichtige dort ansässig ist und die 
Staatsangehörigkeit dieses Staates besitzt, ohne zu- 
gleich Staatsangehöriger des Staates der zahlenden 
Kasse zu sein. Diese Regelung gilt auch für Gehalts- 
zahlungen der SLaatsbahnen, der Post und der 
Staatsbanken beider • Länder (Absatz 4), nicht aber 
für Gehälter, die im Rahmen einer gewerblichen 
Betätigung der öffentlichen Hand anfallen (Absatz 3). 

Zu Artikel XI 

Dieser Artikel regelt — in engem Anschluß an das 
Musterabkommen der OECD — die Besteuerung der 
Einkünfte aus selbständiger und nichtselbständiger 
Arbeit. Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit kön- 
nen danach im Quellenstaat nur besteuert werden, 
wenn sie einer dortigen festen Einrichtung zuzu- 
rechnen sind; eine Ausnahme gilt für berufsmäßige 
Künstler und Sportler (Absatz i) sowie für Auf- 
sichts- und Verwaltungsratsvergütungen (Absatz 4), 
Für Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit steht 
das Besteuerungsrecht dem Staat zu, in dem die 
Tätigkeit ausgeübt wird (Absatz 2), Sonderregelun- 
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gen gelten für kurzfristig entsandte Arbeitskräfte, 
sowie für Dienstleistungen, die an Bord eines See- 
schiffes oder Luftfahrzeuges erbracht werden (Ab- 
sätze 5 und 6). 

Zu Artikel XII 

Dieser Artikel weist für Ruhegehälter und Renten 
das ausschließliche Besteuerungsrecht dem Wohn- 
sitzstaat zu (Absatz 1). Abweichend davon können 
nach den Absätzen 2 bis 4 Ruhegehälter und Renten 
aus öffentlichen Kassen im Staat der Kasse besteu- 
ert werden; diese Regelung gilt nach Absatz 5 auch 
für Kriegsfolgeentschädigungen und Entschädigun- 
gen für politische Verfolgung. 

Zu Artikel XIII 

Dieser, dem OECD-Musterabkommen entsprechende 
Artikel weist das Besteuerungsrecht für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen dem Belegenheits- 
staat zu. 

Zu Artikel XIV und XV 

Diese Artikel sollen den internationalen Austausch 
von Ausbildungskräften, Schülern, Lehrlingen und 
Studenten fördern. Zu diesem Zweck befreit Arti- 
kel XIV Einkünfte bestimmter Gastlehrkräfte aus 
ihrer Lehrtätigkeit von der Steuer des Gastlandes, 
während Artikel XV die Unterhalts-, Ausbildungs- 
und Studiengelder bei Austauschstudenten und Lehr- 
lingen von der Steuer des Gastlandes freistellt, so- 
weit diese Gelder nicht aus dem Gastland selbst 
stammen. 

Zu Artikel XVI 

Dieser im wesentlichen dem Musterentwurf der 
OECD entsprechende Artikel regelt die Vermögens- 
besteuerung. Die Absätze 1 bis 3 weisen das Be- 
steuerungsrecht für unbewegliches Vermögen und 
Betriebstättenvermögen — außer den Betriebstät- 
ten international tätiger Schiffahrt- und Luftfahrt- 
unternehmen — dem Belegenheitsstaat zu. Das ge- 
samte übrige Vermögen darf nur im Wohnsitzstaat 
besteuert werden (Absatz 4). 

Zu Artikel XVII 

Dieser Artikel legt fest, wie der Wohnsitzstaat die 
Doppelbesteuerung bei Einkünften und bei Vermö- 
gensteilen beseitigt, die nach dem Abkommen im 
Quellen- und Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 

Bei in Griechenland ansässigen Personen zieht Grie- 
chenland uneingeschränkt alle nach dem Abkommen 
der Bundesrepublik zur Besteuerung zugewiesenen 
Einkünfte zur griechischen Steuer heran, rechnet 
jedoch die deutsche Steuer auf die für diese Ein- 
künfte zu entrichtende griechische Steuer an (An- 
rechnungsmethode). 

Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen wer- 
den die Einkünfte oder Vermögensteile, die nach 
dem Abkommen in Griechenland besteuert werden 
können, nach Absatz 2 Nr. 1 grundsätzlich von den 
deutschen Steuern freigestellt (Freistellungsmethode) , 
ohne aber bei der Ermittlung des Steuersatzes für 


die übrigen Einkünfte auszuscheiden (Progressions- 
vorbehalt). Abweichend davon bleiben die folgen- 
den aus Griechenland stammenden Einkünfte der 
deutschen Besteuerung voll unterworfen, wobei aber 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung die grie- 
chische Steuer auf die deutsche Steuer angerechnet 
wird (Anrechnungsmethode) : 

Dividenden; 

Zinsen; 

Vergütungen für Dienstleistungen, die aus grie- 
chischen öffentlichen Kassen an in der Bundes- 
republik ansässige deutsche Staatsangehörige 
gezahlt werden, die nicht zugleich auch grie- 
chische Staatsangehörige sind; 

Aufsichts- und Verwaltungsratsvergütungen und 
Vergütungen für Dienstleistungen an Bord in 
Griechenland registrierter Seeschiffe. 

Um seine Wirtschaftsentwicklung zu fördern, ge- 
währt Griechenland ausländischen Investoren ge- 
zielte Steuervergünstigungen; so werden in gewis- 
sen Fällen ins Ausland abfließende Zinsen ganz oder 
teilweise von den griechischen Steuern freigestellt. 
Würde nur die tatsächlich gezahlte griechische 
Steuer auf die deutsche Steuer angerechnet, so 
gingen diese Investitionsanreize verloren. Um das 
zu verhindern, sind nach dem Abkommen bei Zinsen 
auch die griechischen Steuern anzurechnen, die 
Griechenland nach dem Abkommen erheben dürfte, 
auf die es aber zur Förderung seiner wirtschaftlichen 
Entwicklung verzichtet hat [Absatz 2 Nr. 2 (bb)]. 
Damit wird die Anlage deutschen Kapitals in Grie- 
chenland auch steuerlich gefördert. 

Bei Dividenden, die eine deutsche Muttergesellschaft 
(Mindestbeteiligung: 25 v. H.) von einer griechischen 
Tochtergesellschaft erhält, ist auf die deutsche Steuer 
ein Betrag von 30 v.H. der Bruttodividende anzu- 
rechnen. Diese Regelung berücksichtigt, daß der 
ausgeschüttete Gewinn keiner griechischen Körper- 
schaftsteuer unterlegen hat. Der Anrechnungsbetrag 
übersteigt jedoch die griechische Quellensteuer, die 
von den Dividenden zu Lasten des Aktionärs erho- 
ben werden kann. Das Abkommen senkt damit die 
Gesamtbelastung der ausgeschütteten Gewinne im 
groben auf den Betrag ab, der anfiele, wenn diese 
Gewinne in Griechenland einer Körperschaftsteuer 
mit einer Belastung von etwa 35 v.H. und daneben 
einer — nach internationaler Praxis — auf 10 oder 
15 v.H. begrenzten Quellenbesteuerung der Divi- 
denden unterlägen, in der Bundesrepublik aber — 
nach der in den anderen deutschen Doppelbesteue- 
rungsabkommen üblichen Regelung — von der deut- 
schen Körperschaftsteuer freigestellt würden. 

Diese Regelung gewährleistet auch, daß etwaige 
griechische Steuerbefreiungen dem deutschen In- 
vestor voll zugute kommen. Die Beschränkung auf 
Ausschüttungen werbender Gesellschaften im Sinne 
des Absatzes 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
schließt ungerechtfertigte Steuervorteile durch inter- 
nationale Einkommensverlagerungen aus. 

Zu Artikel XVIII 

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen wei- 
tergehende Vergünstigungen für diplomatisches und 
konsularisches Personal nicht berührt. 
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Zu Artikel XIX 

Nach diesem Artikel können die zuständigen Behör- 
den beider Vertragstaaten Auskünfte austauschen, 
die zur Durchführung des Abkommens und zur Ver- 
meidung der Steuerhinterziehung erforderlich sind. 

Zu Artikel XX 

Dieser Artikel sieht vor, daß die zuständigen Be- 
hörden beider Vertragstaaten die bei der Anwen- 
dung des Abkommens auftauchenden Fragen im 
Verständigungs- oder Konsultationsverfahren lösen. 

Zu Artikel XXI 

Dieser dem Musterontwurf der OECD entsprechende 
Artikel untersagt steuerliche Diskriminierungen auf 
Grund der Staatsangehörigkeit (Absätze 1 bis 3). 
Die Absätze 4 und 5 enthalten Vorschriften für die 
Besteuerung von Betriebstätten und Kapitalbeteili- 
gungen an gewerblichen Unternehmen. Die Ver- 
handlungsdelegationen haben dazu in einer gemein- 
samen Niederschrift festgehalten, daß die deutschen 


Rechtsvorschriften über die beschränkte Steuer- 
pflicht — auch soweit sie von denen für unbe- 
schränkt Steuerpflichtige abweichen — nicht gegen 
Absatz 4 verstoßen. Der Artikel gilt nach Absatz 6 
für Steuern jeder Art. 

Zu Artikel XXII 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel XXIII 

Dieser Artikel regelt die Ratifizierung und das In- 
krafttreten des Abkommens. Nach Absatz 2 soll das 
Abkommen erstmals für das Kalenderjahr 1964 an- 
gewendet werden. Diese Regelung wurde schon 
1963 vereinbart. Zum Schutz des Vertrauens der 
Steuerpflichtigen wurde an ihr festgehalten, obwohl 
sich die Unterzeichnung des Abkommens länger als 
erwartet hinzog. 

Zu Artikel XXIV 

Dieser Artikel enthält Vorschriften über eine ei- 
waige Kündigung des Abkommens. 
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